
 Beschlussvorlage 

Seite 1 von 2 

I. Vorlage 
 
 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 
Finanz- und Verwaltungsausschuss  öffentlich - 

Vorberatung 
 

Stadtrat  öffentlich - 
Beschluss 

 

 
 

Erlass der 1. Nachtragshaushaltssatzung 2012 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  
1 – 4  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat beschließt die beigefügte 1. Nachtragshaushaltssatzung 2012 und stimmt 
den zweckgebundenen Zuführungen zu den Rücklagen aus dem Jahresabschluss 2011 
zu. 
 
 

 
Sachverhalt: 
 

Die Haushaltssatzung des Haushaltsjahres 2012 wurde vom Stadtrat am 06.12.2011 
beschlossen, die Satzung zur Änderung der Haushaltssatzung am 28.03.2012. Mit Schreiben 
vom 15.05.2012 wurde die Haushaltssatzung 2012 von der Regierung von Mittelfranken 
genehmigt. Zwischenzeitlich sind verschiedene Änderungen im Vermögenshaushalt eingetreten, 
die den Erlass eines Nachtragshaushaltsplanes erforderlich machen.  

Der vorliegende Entwurf des 1. Nachtragshaushaltsplanes 2012 beinhaltet im 
Vermögenshaushalt eine Einnahmen-/Ausgabenmehrung in Höhe von 490.550 € auf nunmehr 
einen Gesamtbetrag von 46.923.946 €.  

Weitere Erläuterungen sind dem Vorbericht des Nachtragshaushaltsplanes zu entnehmen. 
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Finanzierung: 
 
Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

 x nein  ja Gesamtkosten       €  nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 
wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Kämmerei 
 
 
Fürth, 13.11.2012 
 
 
 
 
   __________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Kämmerei 
Herr Kurt Heininger 

Telefon: 
(0911) 974-1375 
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1. Nachtragshaushaltssatzung der Stadt Fürth für das Haushaltsjahr 2012 
 
 
Aufgrund des Art. 68 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt die Stadt 
Fürth folgende Nachtragshaushaltssatzung: 
 
 

§ 1 
 

1) Der als Anlage beigefügte Nachtragshaushaltsplan wird hiermit festgesetzt; dadurch werden 
 

 erhöht um  
- € - 

vermindert um 
- € - 

und damit der Gesamtbetrag 
des Haushaltsplans einschl. des 

Nachtrags 
   gegenüber 

bisher  
- € - 

 auf nunmehr 
        -€ - 
   verändert 

im 
Vermögenshaushalt 
die Einnahmen 
die Ausgaben 

 
 

490.550 
490.550 

  

 
 

- 
- 

 
 

46.433.396 
46.433.396 

 
 

46.923.946 
46.923.946 

 
2) unverändert 
3) unverändert 
4) unverändert 
5) unverändert 
  
 

 

§ 2 
 

unverändert 
 
 

§ 3 
 

unverändert 
 
 

§ 4 
 

unverändert 
 

 

§ 5 
 

unverändert 
 

   
§ 6 

 

Diese Nachtragshaushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2012 in Kraft. 
 
 
 

Fürth, 21.11.2012 
S t a d t  F ü r t h 

 
Dr. Thomas Jung 
Oberbürgermeister 
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            Anlage 2 

 
V o r b e r i c h t 

 
zum 

 
1. Nachtragshaushalt 2012 

 
 
 
 

1. Allgemeines  
 

Die Haushaltssatzung des Haushaltsjahres 2012 wurde vom Stadtrat am 06.12.2011  
beschlossen, die Satzung zur Änderung der Haushaltssatzung am 28.03.2012. Mit Schreiben vom 
15.05.2012 wurde die Haushaltssatzung 2012 von der Regierung von Mittelfranken genehmigt. 
Zwischenzeitlich sind verschiedene Änderungen im Vermögenshaushalt eingetreten, die den 
Erlass eines Nachtragshaushaltsplanes erforderlich machen.  
Einschließlich des Nachtrags schließt der Vermögenshaushalt nunmehr mit Einnahmen und 
Ausgaben in Höhe von 46.923.946 ab. 
 
  
 
2. Erläuterungen zum Nachtragshaushalt  2012  
 
 
2.1.  Mittelbereitstellungen  
 

Bei zahlreichen im Haushaltsvollzug 2012 erfolgten über- und außerplanmäßigen  
Mittelbereitstellungen sind aus der Abwicklung der Maßnahmen zum Jahresende nicht 
auszuschließen, dass bewilligte Mittel nicht vollständig verausgabt sind. Die Bildung von 
Haushaltsausgaberesten (HAR) ist in diesen Fällen nicht zulässig. Im Rahmen der örtlichen 
Prüfung der Jahresrechnungen der Stadt hat das Rechnungsprüfungsamt dies regelmäßig 
moniert. § 19 KommHV-Kameralistik lässt nur zu, nicht verbrauchte Mittel aus Haushaltsansätzen 
bzw. aus im Haushaltsplan enthaltenen Deckungsvermerken (z. B. gegenseitige 
Deckungsfähigkeiten) als Haushaltsausgabereste zu übertragen. 
 

Die Kämmerei hat sich dabei mit der dadurch entstehenden Vollzugsproblematik 
auseinandergesetzt und Alternativvorschläge geprüft. Im Ergebnis sollen die über- und 
außerplanmäßigen Mittelbereitstellungen sowie die jeweiligen Deckungen  -soweit die Mittel bis 
Redaktionsschluss noch nicht vollständig verausgabt wurden- in einem Nachtragshaushalt 
aufgenommen werden. Die Reste bei den so gebildeten Ansätzen können dann nach 2012 
übertragen werden. 
 

In den Fällen, bei denen die Deckung der Mittelbereitstellungen durch den Einzug von 
Haushaltsresten aus 2011 (und früher) erfolgt, wurde eine (pauschale) Minderausgabe bei  
HHSt.: 6000.9400.0  (-2.322.400 €) veranschlagt. Die vorgemerkten Resteeinzüge wirken sich auf 
den Jahresabschluss letztlich positiv aus. Aus haushaltstechnischen Gründen war eine andere Art 
der Darstellung nicht angezeigt. 
 

Alle Fälle wurden von der Verwaltung bzw. Finanz- und Verwaltungsausschuss/Stadtrat in den 
letzten Wochen und Monaten des Jahres 2012 als über- und außerplanmäßige 
Mittelbereitstellungen bereits genehmigt.  
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2.1.1 Mittelumsetzungen (UMS) 
 

Bei den Mittelumsetzungen handelt es sich um Bereitstellungen, die aufgrund haushaltsrechtlicher 
und sonstiger gesetzlicher Regelungen ausschließlich dem ordnungsgemäßen Nachweis der 
Einnahmen und Ausgaben zu ihrer sachlichen Gliederung und Gruppierung dienen. 
Gleiches gilt für den endgültigen Einzelnachweis von Mitteln im Rahmen von Pauschalansätzen 
(bspw. Beschaffungspauschale, Städtebauförderprogramm, Brückensanierungen, Kinderkrippen). 
 
 
2.1.2 Überplanmäßige Mittelbereitstellungen  (ÜPL)   
 

Überplanmäßige Mittelbereitstellungen waren insbes. bei der „Schaffung von Räumen für die 
Ganztagesbetreuung (Mensa mit Versorgungsküche) im Förderzentrum Nord, Otto-Lilienthal-
Schule“ (107.300 €) sowie der „Kindertagesstätte Karl-Hauptmannl-Straße“ (150.000 €) 
erforderlich. Die Mittelbereitstellungen ergaben sich aufgrund anfallender Mehrkosten bei der 
jeweiligen Maßnahme. 
Die Deckung erfolgte im wesentlichen durch die leihweise Mittelbereitstellung aus der Maßnahme 
„Dreifachsporthalle“ HHSt.: 5600.9400.0) sowie der „GS Soldnerstraße“ (HHSt. 2111.9422.1)  
Bei der Aufstellung des Haushaltes 2013 sind diese Mittelbereitstellungen zu berücksichtigen. 
 

Aufgrund des positiven Rechnungsabschlusses 2011 konnte für das Trägerdarlehen 
Stadtentwässerung eine zweckgebundene Rücklage (s. auch unter Nr. 2.2) in Höhe der 
Tilgungsrate 2013 (4.717 T€) gebildet werden, sodass die veranschlagte Tilgungsrate im Vollzug 
des Haushaltes 2012 nicht in Anspruch genommen werden muss.   

 
  
 
2.1.3 Außerplanmäßige Mittelbereitstellungen (APL)  
 

Neben außerplanmäßigen Bereitstellungen für die Netzanbindung des städtischen 
Dienstgebäudes in der Mainstraße 51 (HHSt.: 0200.9600.0), der barrierefreien WC-Anlage an der 
Berufschule II (HHSt.: 2402.9400.4) sowie Prüfung des Bauwerkes „Zirndorfer Brücke“ (HHSt.: 
6310.9503.0) wurden insbes. 270 T€ für die Errichtung des Skaterparks „Bezirkssportanlage“ 
bereitgestellt. Die Deckung erfolgte dabei durch außer- und überplanmäßige Einnahmen.  
Die näheren Einzelheiten ergeben sich aus der Anlage 3 „Mittelbereitstellungen im Vollzug des 
Haushaltes 2011“. 
 
 
 
2.2 Bildung von Rücklagen  
 

Aufgrund des positiven Rechnungsabschlusses 2011 konnten im Rahmen des Jahresabschlusses   
Rücklagen mit folgenden Zweckbindungen gebildet werden: 
 

• Abfindungen bei Versorgungslastenteilung   191.113,35 € 
• Fahrzeugpool Rf. V                               10.866,07 € 
• Verlustabdeckung Jahresabschlüsse Sah                 1.000.000,00 € 
• Ablösung von Kanälen                       1.300.000,00 € 
• Ausgleichsrücklage Trägerdarlehen           4.717.000,00 €1) 
• Rücklage für eventuelle Grundstückskäufe                        400.000,00 € 
• Verlustabdeckung Jahresabschlüsse GWF                     1.626.000,00 € 
• Haushaltsausgleich- und Tilgungsrücklage                     5.400.000,00 € 

  
  
1) s. Ausführungen unter 2.1.2 
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Liste der Mittelbereitstellungen im Vollzug des Haushaltes 2012 Anlage 3

Minderausgaben HAR1)
Mehreinnahmen

VMH 2012 VMH Reste laufend

€ € € € € €

0200 9600 0000 Datenabindung an die Mainstraße 53.550 53.550 APL

0500 9351 0000 Ersatzbeschaffungen 13.400 13.400 APL

1100 9350 0000 Anschaffung von Möbeln 13.200 4.300 8.900 UMS

1110 9351 0000 Ersatzbeschaffungen Ref. III 4.600 4.600 UMS

1120 9351 0000 Ersatzbeschaffungen Ref. III 12.000 12.000 UMS

1300 9351 0000 Ersatzbeschaffungen 40.000 24.000 16.000 UMS/ÜPL

1410 9350 0000 Neuerrichtung von Sirenen 8.300 8.300 UMS

2111 9360 2000 GS Adalbert-Stifter-Straße 86.000 70.000 16.000 UMS

2111 9505 0000 Farrnbachschule -Außenanlagen- 138.000 63.000 75.000 UMS

2131 9400 2000 MS Otto-Seeling-Straße 49.800 49.800 UMS

2401 9351 0000 Ersatzbeschaffungen BI 15.000 15.000 UMS

2401 9500 3000 Berufschule I; Außenanlagen 187.000 15.000 172.000 UMS

2402 9351 0000 Ersatzbeschaffunge BII 20.800 20.800 UMS

2402 9400 4000 Berufschule II, Theresienstraße 34.400 34.400 APL

2403 9351 0000 Ersatzbeschaffungen BIII 20.900 20.900 UMS

2700 9401 0000 Förderzentrum Nord 107.300 107.300 ÜPL

3210 9350 1000 Ersatzbeschaffunge Ref. IV 2.000 2.000 UMS

3311 9350 0000 Neuanschaffung bewegliches Vermögen 33.500 33.500 UMS

4600 9351 0000 Ersatzbeschaffungen Ref. IV 2.500 2.500 UMS

4600 9410 0000 Einrichtungen der Jugendarbeit; Gebäude "Connect" 485.000  485.000 UMS

4640 9351 0000 Ersatzbeschaffungen Ref. IV 10.000 10.000 UMS

4644 9880 5000 Krippe Albrecht-Dürer-Straße 201.290 201.290 UMS

4644 9880 6000 Krippe Friedrich-Ebert-Straße 155.000 155.000 UMS

4644 9880 7000 Krippe Fischerberg 561.600 561.600 UMS

4644 9880 8000 Krippe Königstraße 623.310 623.310 UMS

4644 9980 4000 Krippe Blütenstraße 558.800 558.800 UMS

4645 9351 0000 Ersatzbeschaffungen Ref. IV 8.000 8.000 UMS

4645 9401 0000 Kindertagesstätte "Karl-Hauptmannl-Straße" 150.000 105.000 45.000 ÜPL

5800 9351 0000 Ersastzbeschaffungen 102.250 102.250 UMS

6300 9509 0000 Treppenanlage Finkenstraße 20.000 10.000 10.000 ÜPL

6300 9517 0000 Teilausbau der Willi-Mederer-Straße 42.000 42.000 APL

Art der Bereit-     

stellung 2)
Beschaffungspauschale

Nachtrags-   
haushalt      2012HH-Stelle Bezeichnung der Maßnahme

Mittelherkunft

Ö
  2
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Liste der Mittelbereitstellungen im Vollzug des Haushaltes 2012 Anlage 3

Minderausgaben HAR1)
Mehreinnahmen

VMH 2012 VMH Reste laufend

€ € € € € €

Art der Bereit-     

stellung 2)
Beschaffungspauschale

Nachtrags-   
haushalt      2012HH-Stelle Bezeichnung der Maßnahme

Mittelherkunft

6300 9519 0000 Einlaufquerschnitt bei Straßeneinläufen 6.000 6.000 APL

6300 9520 0000 Ortskernsanierung Burgfarrnbach 5.000 5.000 ÜPL

6310 9501 0000 Regnitzbrücke 200.000 200.000 UMS

6310 9502 0000 Graf-Stauffenberg-Brücke 1.050.000 1.050.000 UMS

6310 9503 0000 Zirndorfer Brücke 70.000 70.000 APL

6610 9517 0000 Brücke Uferstadt 10.000 10.000 ÜPL

6700 9530 1000 Beleuchtung Bernbacher Straße 60.000 60.000 UMS

7200 9400 0000 Traversen am RC-Hof 35.000 35.000 APL

7207 9600 0000 Umbau und Erneuerung der Deponiegasverdichterstation 23.000 13.000 10.000 ÜPL

7700 9351 0000 Ersatzbeschaffung LKW 204.550 204.550 UMS

7710 9401 0000 Errichtnug einer Salzlagerhalle 60.000 60.000 ÜPL

8800 9326 0000 Leibrenten 5.000 5.000 ÜPL

4600 9500 3000 Skater Park 270.000 270.000 APL

4605 9501 0000 Kinderspielplätze im Stadtgebeit Fürth 20.300 20.300 ÜPL

Gesamt 5.778.350,00 2.561.100,00 2.314.100,00 490.550,00 8.300,00 404.300,00
        
1) Haushaltsausgabereste

   
2) UMS (Umsetzungen; APL (Außerplanmäßige Bereitstellunegn; ÜPL = Überplanmäßige Bereitstellungen
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 Beschlussvorlage 

Seite 1 von 2 

I. Vorlage 
 
 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 
Stadtrat  öffentlich - 

Beschluss 
 

 
 

Genehmigung der Neufassung der Satzung der 1848er Gedächtnisstiftung Fürth 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  
1. Neufassung Stiftungssatzung (Entwurf vom 04.09.2012) 
2. Kommentierte Gegenüberstellung zur alten Fassung 
3. Zusammenfassung der wichtigsten Änderungen 

 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat beschließt die Neufassung der Satzung der 1848er Gedächtnisstiftung Fürth und 
erlässt diese in der Version des Entwurfs der Kämmerei vom 04.09.2012.  
 

 
Sachverhalt: 
 
Zum 01.01.2008 wurde das Projekt „Sphärentrennung“ zwischen der 1848er Gedächtnisstiftung 
und dem neu gegründeten Sondervermögen „Städtisches Altenhpflegeheim (SAh)“ vollzogen. 
Seitdem konnten wertvolle Erkenntnisse aus den Abläufen, Erfolgen und Konflikten gewonnen 
werden, die es nun zulassen, die Trennung in den maßgeblichen rechtlichen Grundlagen 
angemessen zu dokumentieren. Insbesondere die Stiftungssatzung musste dabei umfassend 
überarbeitet werden, um den Betrieb des Altenheims in der vorhandenen Form sicherstellen zu 
können.  
 
Der als Anhang beigefügte Entwurf einer Neufassung wurde in Abstimmung mit dem BKPV und 
diversen städtischen Dienststellen (SAh, RA, RpA u.a.) entwickelt und konnte bereits mit dem 
Finanzamt und der Stiftungsaufsicht abgeklärt werden, eine Genehmigung wurde in Aussicht 
gestellt. Insoweit kann der Entwurf als rechtskonform angesehen werden. 
 
Eine Zusammenfassung der wichtigsten Änderungen ist ebenfalls an Anhang beigefügt.  
Am 26.10.2012 hat der Stiftungsrat der Neufassung zugestimmt. Die Beschlussfassung im 
Stadtrat wird empfohlen.  
 

Ö  3
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Durch die Neufassung der Stiftungssatzungsatzung erreicht die „Sphärentrennung“ einen 
wichtigen Meilenstein. Im weiteren Fortgang werden jedoch noch weitere Beschlüsse nötig sein, 
um das Projekt endgültig abschließen zu können. Insbesondere soll für SAh eine eigene 
Satzung erlassen werden, die den Betriebsstatus eindeutig regelt. Die Verwaltung befindet sich 
hier bereits in Abstimmungsprozessen mit BKPV und Stiftungsaufsicht. 
   
 
Finanzierung: 
 
Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

 x nein  ja Gesamtkosten       € x nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

 x nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 
wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Kämmerei 
 
 
Fürth, 09.11.2012 
 
 
 
 
   __________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Kämmerei 
Herr Ralph Dörnhöfer 

Telefon: 
(0911) 974-1379 

 

52/150



Anlage 1 zu TOP „Genehmigung der Neufassung der Satzung der 1848er Gedächtnisstiftung Fürth“: 

Neufassung Stiftungssatzung (Entwurf Kämmerei vom 04.09.2012) 

SATZUNG 
 

der 
 

1848er Gedächtnisstiftung Fürth 
 

(Neufassung 2012) 
 
 

 
Vorspruch 

 
Der Rat der Stadt Fürth bekannte sich in der zum Gedächtnis der Kämpfer und Gefallenen der März-
Revolution 1848 einberufenen Sitzung am 22.03.1948 einstimmig zur alsbaldigen Errichtung einer 
Stiftung, deren Zweck der Bau und Betrieb eines gemeinnützigen Altenheimes für betagte, 
minderbemittelte Fürther Bürgerinnen und Bürger sein soll. Die Stiftung wurde mit Stadtratsbeschluss 
vom 27.07.1950 als rechtsfähige örtliche Stiftung des bürgerlichen Rechts errichtet und vom 
Bayerischen Staatsministerium des Innern am 30.12.1950 genehmigt. Die Ausstattung der Stiftung 
von zunächst nur 20.000 DM wurde durch erhebliche Zustiftungen Fürther Unternehmer und durch 
ansehnliche Zuschüsse der Stadt, besonders auch aus ihrer Erbschaft des in den USA verstorbenen 
Fürthers Richard Wassermann, bis 1963 auf fast 2 Mio DM erhöht. Das Alten- und Pflegeheim an der 
Stiftungsstraße entstand im Folgenden in drei Bauabschnitten, von denen die ersten beiden im 
Oktober 1956 fertiggestellt waren und der dritte Abschnitt im März 1963 folgte. Bis 1963 wurden 
auch die teilweise bereits bebauten Grundstücke durch die Stiftung von der Stadt Fürth erworben. Mit 
Fertigstellung des dritten Bauabschnitts bestand dann die bis heute gültige Aufteilung in die Blöcke A, 
B und C. In den Jahren 1983 bis 1991 erfolgten erste Sanierungen und Umbaumaßnahmen, vor allem 
in Hinblick auf geänderte Anforderungen im Rüstigen- bzw. Pflegebereich (Blöcke A und C). Aus den 
Grundstücken des Grundstockvermögens wurde im Oktober 2007 eine Teilfläche verkauft. Der Erlös 
dieses Verkaufs wurde zur Finanzierung des folgenden Umbaus des Blocks B in den Jahren 2008 bis 
2011 verwendet, der zur Sicherstellung der Zukunftsfähigkeit der Verwendung des Gebäudes als 
Alten- und Pflegeheim nötig geworden war.  

 
Die stiftungsrechtlichen Verhältnisse wurden in der Satzung vom 27.07.1950 geregelt, 1974 und 
zuletzt am 15.12.1999 wurde die Satzung geändert. Zur Anpassung an die seither eingetreten 
Veränderungen erlässt der Stadtrat folgende Neufassung: 
 
 
(Funktionsbezeichnungen sind aus Vereinfachungsgründen in der „männlichen“ Form gehalten, aber 
geschlechtsneutral zu verstehen.) 

 
 

§ 1 Name, Rechtstand und Sitz der Stiftung 
 

Die Stiftung führt den Namen "1848er Gedächtnisstiftung Fürth". Sie ist eine rechtsfähige, örtliche 
Stiftung des bürgerlichen Rechts mit dem Sitz in Fürth.  
 
 
 
 

Ö  3
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Anlage 1 zu TOP „Genehmigung der Neufassung der Satzung der 1848er Gedächtnisstiftung Fürth“: 

Neufassung Stiftungssatzung (Entwurf Kämmerei vom 04.09.2012) 

§ 2 Zweck der Stiftung 
 

1. Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mildtätige Zwecke im Sinne 
des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung durch den Betrieb und die 
Unterhaltung eines Alten- und Pflegeheimes sowie von Seniorenwohnungen. In die Einrichtungen 
der Stiftung sollen mindestens 60 Jahre alte Frauen und Männer, bevorzugt aus Fürth, 
aufgenommen werden. Sie erhalten dort Unterkunft, Verpflegung und nach Bedarf stationäre 
Pflegeleistungen und sonstige Betreuung. 

 
2. Zur Verwirklichung des Stiftungszwecks kann die Stiftung die Gebäude insbesondere an die Stadt 

Fürth als Pachtobjekt zum Betrieb eines Alten- und Pflegeheims überlassen. Der Betrieb obliegt im 
Falle einer Überlassung dem Betreiber im eigenen Namen und auf eigene Rechnung. Die 
Überlassung der Gebäude wird einzelvertraglich geregelt. Abs. 1 Sätze 2 und 3 gelten 
entsprechend. 

 
3. Die Überlassung von für Altenheim-, Pflegeheim- oder Seniorenwohnzwecke nicht mehr genutzten 

Gebäudeteilen an Dritte widerspricht nicht dem Stiftungszweck, solange das gesamte Anwesen 
überwiegend im Sinne des Stiftungszwecks nach Abs. 1 genutzt wird.  

 
4. Alle Nutzungsverhältnisse werden privatrechtlich vereinbart beziehungsweise geregelt. 
 

§ 3 Einschränkungen 
 
1. Die Stiftung ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Sie darf 

keine juristische oder natürliche Person durch Ausgaben, die dem Stiftungszweck fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Unterstützungen, Zuwendungen oder Vergütungen begünstigen. 
 

2. Auf die Gewährung des Stiftungsgenusses besteht kein Rechtsanspruch. 
 

§ 4 Grundstockvermögen 
 
Das Grundstockvermögen der Stiftung ist in seinem Bestand dauernd und ungeschmälert zu 
erhalten. Der Bestand ergibt sich aus der beigefügten Anlage 1, die wesentlicher Bestandteil 
dieser Satzung ist. 
 

§ 5 Stiftungsmittel 
 
1. Die zur Erfüllung des Stiftungszwecks erforderlichen Mittel werden aufgebracht 
 
a) aus den Nutzungsentgelten des Heimes und 

aus den Mieten der Bewohner der Seniorenwohnungen, 
b) aus den Erträgen und sonstigen Nutzungen des Stiftungsvermögens, 
c) aus Zuwendungen und Zuschüssen, soweit sie nicht ausdrücklich zur Stärkung des 

Grundstockvermögens bestimmt sind. 
 
2. Sämtliche Mittel dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Im Rahmen der 
steuerrechtlichen Vorschriften dürfen Rücklagen gebildet werden. Ergibt sich aus den Erträgen der 
Vermögensverwaltung abzüglich deren Aufwendungen ein Überschuss, kann dieser im Rahmen der 
steuerrechtlichen Vorschriften dem Grundstockvermögen zur Werterhaltung zugeführt werden. 
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3. Geschäftsjahr der Stiftung ist das Kalenderjahr. 
 

§ 6 Stiftungsorgane 
 

1. Die Stiftung wird als kommunale Stiftung vom Stadtrat der Stadt Fürth verwaltet. Weitere Organe 
der Stiftung sind: 

 
a) der Stiftungsvorstand, 
b) der Stiftungsrat. 

 
2. Die Mitglieder der Organe üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Sie haben Anspruch auf Ersatz der 

baren Auslagen, die ihnen in Ausübung ihrer Tätigkeit entstehen. Sonstige Aufwendungen können 
in angemessenem Umfang erstattet werden. 

 
§ 7 Stiftungsvorstand 

 
1. Stiftungsvorstand ist der Oberbürgermeister der Stadt Fürth oder sein gesetzlicher Vertreter. Bei 

Verhinderung des Stiftungsvorstandes treten die gesetzlichen Vertretungsregelungen in Kraft. 
 
2. Der Stiftungsvorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich und vollzieht die 

Beschlüsse in Stiftungs-angelegenheiten. Er ist befugt, dringliche Anordnungen zu treffen und 
unaufschiebbare Geschäfte für die Stiftung zu besorgen. Hiervon hat er dem Stiftungsrat 
unverzüglich Kenntnis zu geben und dessen Einverständnis nachzuholen. 

       Der Stiftungsvorstand ist befugt, bei Insich-Geschäften der Stiftung mit der Stadt Fürth als Vertreter 
der Stiftung tätig zu werden, solange nicht der Stiftungsrat im Einzelfall einen besonderen Vertreter 
zur Bestellung vorgeschlagen hat und die Stiftung durch derartige Rechtsgeschäfte keinen 
rechtlichen Nachteil erleidet. 

 
3. Die laufenden Angelegenheiten der Stiftung werden vom Referat für Finanzen, Organisation und 

Personal, der Kämmerei (Stiftungsverwaltung) und weiteren jeweils nach dem 
Aufgabengliederungsplan der Stadt Fürth zuständigen städtischen Dienststellen vollzogen. Die 
laufenden Angelegenheiten sind solche, die nicht auf Grund von Bestimmungen dieser Satzung 
einem anderen Organ (Stadtrat, Stiftungsrat) vorbehalten sind. 

 
§ 8 Stiftungsrat 

 
1.   Der Stiftungsrat besteht aus dreizehn ehrenamtlichen Mitgliedern. Ihm gehören an: 

 
a) Der Stiftungsvorstand als Vorsitzender, bei seiner Verhinderung sein gesetzlicher Vertreter, 
b) das mit der Pflegschaft des städtischen Alten- und Pflegeheimes beauftragte Stadtratsmitglied 

und drei weitere ehrenamtliche Stadträte oder ihre Stellvertreter, 
c) je ein ortsansässiger Vertreter der ev.-luth. und der röm.-kath. Kirche, die vom jeweiligen 

Dekanat oder Pfarramt benannt werden, 
d) je ein Vertreter der Fürther Industrie und des Handels, die das Industrie- und Handelsgremium 

vorschlagen soll, 
e) ein Vertreter des Deutschen Gewerkschaftsbundes, 
f) ein Vertreter des Handwerks, den die Kreishandwerkerschaft Fürth vorschlagen soll, 
g) die Leitung des städt. Referates für Soziales und die Leitung des städt. Referates für Finanzen, 

Organisation und Personal, beide nur mit beratender Stimme. 
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Die unter b) - f) genannten Mitglieder werden durch den Stadtrat bestellt. Die Amtsdauer des 
Stiftungsrates entspricht der Wahlperiode des Stadtrats.  
 
2.    Der Stiftungsrat berät über Mieten und andere Nutzungsentgelte, die Anlage des 

Stiftungsvermögens (soweit es sich nicht um laufende Angelegenheiten analog Art. 37 GO 
handelt), den Wirtschaftsplan, den Jahresabschluss, den Abschluss von Rechtsgeschäften, die der 
Genehmigung der Stiftungsaufsichtsbehörde bedürfen, Satzungsänderungen, Nutzungs-
änderungen von Gebäuden oder Gebäudeteilen, Änderung des Stiftungszwecks und die 
Umwandlung, Zusammenlegung oder Aufhebung der Stiftung. 
Er spricht in diesen Angelegenheiten Empfehlungen für den Stadtrat aus, welchem die alleinige 
Entscheidung obliegt. 

 
3. Der Stiftungsrat schlägt der Stiftungsaufsicht bei Bedarf im Einzelfall einen zu benennenden     

besonderen Vertreter für die Stiftung zur Ernennung vor. 
 

§ 9 Sitzung des Stiftungsrates 
 
1. Der Stiftungsrat tritt nach Bedarf, wenigstens aber einmal im Jahr zusammen. Auf Verlangen von 

drei seiner Mitglieder muss eine Sitzung des Stiftungsrates zum nächstmöglichen Zeitpunkt 
einberufen werden. 

 
2. Bezüglich der Ladungsfrist zu den Sitzungen gelten die Regelungen des Stadtrates entsprechend. 
 
3. Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß geladen und mindestens 

fünf Mitglieder anwesend sind. Ladungsfehler gelten als geheilt, wenn das mangelhaft geladene 
Mitglied anwesend ist und von diesem kein Widerspruch erfolgt. 

 
4. Der Stiftungsrat beschließt in offener Abstimmung mit einfacher Mehrheit; bei Stimmengleichheit 

gilt der Antrag als abgelehnt. 
 
5. Über die Sitzung des Stiftungsrates ist eine Niederschrift aufzunehmen. Sie ist vom Vorsitzenden zu 

unterzeichnen und bedarf der Genehmigung des Stiftungsrates. 
 
6. Schriftführer ist ein Beschäftigter der Kämmerei oder der Altenpflegeheimverwaltung. 
 

§ 10 Stiftungsaufsicht 
 

Die Stiftung untersteht der Aufsicht der Regierung von Mittelfranken. Der Stiftungsaufsicht sind 
Änderungen der personellen Besetzung der Stiftungsorgane stets mitzuteilen.  

 
§ 11 Satzungsänderungen, Umwandlung und Aufhebung der Stiftung 

 
Beschlüsse des Stadtrates über Änderungen der Satzung und Anträge auf Umwandlung (Änderung des 
Stiftungszwecks) oder Aufhebung der Stiftung dürfen die Steuerbegünstigung der Stiftung nicht 
beeinträchtigen oder aufheben. Sie sind mit einer Stellungnahme der zuständigen Finanzbehörde der 
Stiftungsaufsichtsbehörde zur Genehmigung zuzuleiten. 
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§ 12 Vermögensanfall 
 
Bei Aufhebung oder Auflösung der Stiftung fällt das Restvermögen an die Stadt Fürth, die es in einer 
dem Stiftungszweck entsprechenden Weise oder ersatzweise für andere gemeinnützige oder mildtätige 
Zwecke zu verwenden hat. 
 

§ 13 Inkrafttreten 
 
Die Satzung tritt mit Genehmigung durch die Regierung von Mittelfranken in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Satzung vom 15.12.1999, genehmigt mit Schreiben der Regierung von Mittelfranken vom 08.02.2000, 
außer Kraft. 
 
 
Fürth, __________ 
 
 
 
 
 
Dr. Thomas Jung 
Oberbürgermeister 
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Anlage 1 (zu § 4) 

 
Das Grundstockvermögen der Stiftung besteht zum __ __ ____ aus: 
 
a) Grundstück Fl.Nr. 1396/12 I Gem. Fürth zu 0,1704 ha (Stiftungsstraße 9, Altenheim Block A), 
 
b) Grundstück Fl.Nr. 1396/13 II Gem. Fürth zu 0,5456 ha (Stiftungsstraße 9, Altenheim Block B), 
 
c) Grundstück Fl.Nr. 1399/1 Gem. Fürth zu 0,2237 ha (Stiller Winkel 14, Altenheim Block C), 
 
d) Grundstück Fl.Nr. 1396/15 Gem. Fürth zu 0,2495 ha (Bauland), 
 
e) Wertpapiere zu ___________ €, 
 
f) Kapitaleinlagen zu ___________ €. 
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Satzung der Altenheim 1848er Gedächtnisstiftung Fürth 
 

Alte Fassung Neue Fassung Kommentar 
 

Vorspruch 
 
Der Rat der Stadt Fürth bekannte sich in der zum Gedächtnis der Kämpfer 
und Gefallenen der März-Revolution 1848 einberufenen Sitzung am 
22.03.1948 einstimmig zur alsbaldigen Errichtung einer Stiftung, deren 
Zweck der Bau und Betrieb eines gemeinnützigen Altenheimes für betagte, 
minderbemittelte Fürther Bürgerinnen und Bürger sein soll. Die Stiftung 
wurde mit Stadtratsbeschluss vom 27.07.1950 als rechtsfähige örtliche 
Stiftung des bürgerlichen Rechts errichtet und vom Bayerischen 
Staatsministerium des Innern am 30.12.1950 genehmigt. Die Ausstattung 
der Stiftung von zunächst nur 20.000 DM wurde durch erhebliche 
Zustiftungen Fürther Unternehmer und durch ansehnliche Zuschüsse der 
Stadt, besonders auch aus ihrer Erbschaft des in den USA verstorbenen 
Fürthers Richard Wassermann, bis 1963 auf fast 2 Mio DM erhöht. Das 
Alten- und Pflegeheim an der Stiftungsstraße entstand in drei 
Bauabschnitten, von denen die ersten beiden im Oktober 1956 
fertiggestellt waren, während der dritte Bauabschnitt im August 1961 
begonnen und im März 1963 vollendet wurde. 
 
Zur Anpassung an die seither eingetreten Veränderungen erlässt der 
Stadtrat folgende Neufassung: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Vorspruch 

 
Der Rat der Stadt Fürth bekannte sich in der zum Gedächtnis der Kämpfer 
und Gefallenen der März-Revolution 1848 einberufenen Sitzung am 
22.03.1948 einstimmig zur alsbaldigen Errichtung einer Stiftung, deren 
Zweck der Bau und Betrieb eines gemeinnützigen Altenheimes für 
betagte, minderbemittelte Fürther Bürgerinnen und Bürger sein soll. Die 
Stiftung wurde mit Stadtratsbeschluss vom 27.07.1950 als rechtsfähige 
örtliche Stiftung des bürgerlichen Rechts errichtet und vom Bayerischen 
Staatsministerium des Innern am 30.12.1950 genehmigt. Die 
Ausstattung der Stiftung von zunächst nur 20.000 DM wurde durch 
erhebliche Zustiftungen Fürther Unternehmer und durch ansehnliche 
Zuschüsse der Stadt, besonders auch aus ihrer Erbschaft des in den USA 
verstorbenen Fürthers Richard Wassermann, bis 1963 auf fast 2 Mio DM 
erhöht. Das Alten- und Pflegeheim an der Stiftungsstraße entstand im 
Folgenden in drei Bauabschnitten, von denen die ersten beiden im 
Oktober 1956 fertiggestellt waren und der dritte Abschnitt im März 1963 
folgte. Bis 1963 wurden auch die teilweise bereits bebauten Grundstücke 
durch die Stiftung von der Stadt Fürth erworben. Mit Fertigstellung des 
dritten Bauabschnitts bestand dann die bis heute gültige Aufteilung in 
die Blöcke A, B und C. In den Jahren 1983 bis 1991 erfolgten erste 
Sanierungen und Umbaumaßnahmen, vor allem in Hinblick auf geänderte 
Anforderungen im Rüstigen- bzw. Pflegebereich (Blöcke A und C). Aus 
den Grundstücken des Grundstockvermögens wurde im Oktober 2007 
eine Teilfläche verkauft. Der Erlös dieses Verkaufs wurde zur Finanzierung 
des folgenden Umbaus des Blocks B in den Jahren 2008 bis 2011 
verwendet, der zur Sicherstellung der Zukunftsfähigkeit der Verwendung 
des Gebäudes als Alten- und Pflegeheim nötig geworden war.  

 
Die stiftungsrechtlichen Verhältnisse wurden in der Satzung vom 
27.07.1950 geregelt, 1974 und zuletzt am 15.12.1999 wurde die 
Satzung geändert. Zur Anpassung an die seither eingetreten 
Veränderungen erlässt der Stadtrat folgende Neufassung: 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Deutliche Ausweitung des Vorspruchs: Erläuterung der 
„Geschichte“ der Gebäude seit 1956. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ö
  3

59/150



Anlage 2 zu TOP „Genehmigung der Neufassung der Satzung der 1848er Gedächtnisstiftung Fürth“:      Stadt Fürth/Kämmerei 

Kommentierte Gegenüberstellung zur alten Fassung        Seite 2 von 9 

 
 
 
 
 

§ 1 Name, Rechtstand und Sitz der Stiftung 
 
Die Stiftung führt den Namen "Altenheim 1848er Gedächtnisstiftung 
Fürth". Sie ist eine rechtsfähige, örtliche Stiftung des bürgerlichen Rechts 
mit dem Sitz in Fürth. 
 

§ 2 Zweck der Stiftung 
 
1.   Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und 
mildtätige Zwecke durch den Betrieb und die Unterhaltung eines Alten- 
und Pflegeheimes sowie von Seniorenwohnungen. Aufgenommen werden 
mindestens 60 Jahre alte Frauen und Männer, bevorzugt aus Fürth. Sie 
erhalten dort Unterkunft, Verpflegung und nach Bedarf stationäre 
Pflegeleistungen und sonstige Betreuung. 
 
 
 
2.   Die Stiftung darf keine Erwerbs- oder Gewinnabsichten verfolgen. Sie 
darf keine Personen durch Ausgaben, die dem Stiftungszweck fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Unterstützungen, Zuwendungen oder 
Vergütungen begünstigen. Mittel der Stiftung dürfen nur für die 
satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 
 
 
3.   Die Überlassung von für Altenheim-, Pflegeheim- oder 
Seniorenwohnzwecke nicht mehr genutzte Gebäudeteile an Dritte 
widerspricht nicht dem Stiftungszweck, solange das gesamte Anwesen 
überwiegend als Alten- und Pflegeheim oder als Seniorenwohnungen 
genutzt wird. 
 
4.   Auf die Gewährung des Stiftungsgenusses besteht kein 
Rechtsanspruch. 
 

 
(Funktionsbezeichnungen sind aus Vereinfachungsgründen in der 
„männlichen“ Form gehalten, aber geschlechtsneutral zu verstehen.) 

 
 

§ 1 Name, Rechtstand und Sitz der Stiftung 
 

Die Stiftung führt den Namen "1848er Gedächtnisstiftung Fürth". Sie ist 
eine rechtsfähige, örtliche Stiftung des bürgerlichen Rechts mit dem Sitz 
in Fürth.  
 

§ 2 Zweck der Stiftung 
 

1. Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige 
und mildtätige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte 
Zwecke“ der Abgabenordnung durch den Betrieb und die 
Unterhaltung eines Alten- und Pflegeheimes sowie von 
Seniorenwohnungen. In die Einrichtungen der Stiftung sollen 
mindestens 60 Jahre alte Frauen und Männer, bevorzugt aus Fürth, 
aufgenommen werden. Sie erhalten dort Unterkunft, Verpflegung und 
nach Bedarf stationäre Pflegeleistungen und sonstige Betreuung. 

 
2. Zur Verwirklichung des Stiftungszwecks kann die Stiftung die 

Gebäude insbesondere an die Stadt Fürth als Pachtobjekt zum Betrieb 
eines Alten- und Pflegeheims überlassen. Der Betrieb obliegt im Falle 
einer Überlassung dem Betreiber im eigenen Namen und auf eigene 
Rechnung. Die Überlassung der Gebäude wird einzelvertraglich 
geregelt. Abs. 1 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. 

 
3. Die Überlassung von für Altenheim-, Pflegeheim- oder 

Seniorenwohnzwecke nicht mehr genutzten Gebäudeteilen an Dritte 
widerspricht nicht dem Stiftungszweck, solange das gesamte 
Anwesen überwiegend im Sinne des Stiftungszwecks nach Abs. 1 
genutzt wird.  

 
4. Alle Nutzungsverhältnisse werden privatrechtlich vereinbart 

beziehungsweise geregelt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Namensänderung zur Abgrenzung zum „Städtischen 
Altenpflegeheim“ (SAh). Hier gab es bislang häufig 
Verwechslungen und Überschneidungen, die sich 
negativ auf den Betrieb des SAh und die Verwaltung 
der Stiftung auswirkten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Spezifizierung des Stiftungszwecks: Betrieb des 
Heimes durch die Stadt (SAh) wird praktiziert und 
entspricht dem Stifterwillen. Die Formulierung 
ermöglicht jedoch auch einen Betrieb des Heimes 
durch die Stiftung. 
 
Trennung der Sphären in Buchhaltung, 
Rechnungslegung, Bilanzierung; Überlassung der 
„Gestaltung“ des Heimbetriebs. 
 
 
Belassung der Formulierung; Möglichkeit zur 
Vermietung oder zum Verkauf im Sinne des 
Stiftungszwecks. 
 
 
 
Ausweitung der Regelung: Nutzungsverhältnisse 
beinhalten den Pachtvertrag bei Überlassung des 
Betriebs und die Wohnungsmieten. 
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§ 3 Heimaufnahme, Heimkosten 
 
Die Aufnahme in das Heim und in die Seniorenwohnungen, die 
Heimentgelte und Mietkosten sowie die Heim- und Hausordnung werden 
privatrechtlich vereinbart bzw. geregelt 
 
 
 
 
 
 
 

§ 4 Grundstockvermögen 
 
Das Grundstockvermögen der Stiftung ist in seinem Bestand dauernd und 
ungeschmälert zu erhalten. Es besteht nach dem Stand vom 01.07.1998 
aus: 
 
a)  Altenheim Block A, Stiftungsstr. 9, Fl.-Nr. 1396/13 I zu 0,1704 ha 
 
b)  Altenheim Block B, Stiftungsstr. 5-7, Fl.-Nr. 1396/13 II zu 0,5456 ha 
 
c)   Altenheim Block C, Stiller Winkel 14, Fl.-Nr. 1399/1 zu 0,2237 ha 
 
d)   Bauland, Fl.-Nr. 1396/15 zu 0,3136 ha 
 
e)  Wertpapiere zu 86.500 DM 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

§ 3 Einschränkungen 
 
1. Die Stiftung ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie 

eigenwirtschaftliche Zwecke. Sie darf keine juristische oder natürliche 
Person durch Ausgaben, die dem Stiftungszweck fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Unterstützungen, Zuwendungen oder 
Vergütungen begünstigen. 
 

2. Auf die Gewährung des Stiftungsgenusses besteht kein 
Rechtsanspruch. 

 
 

§ 4 Grundstockvermögen 
 
Das Grundstockvermögen der Stiftung ist in seinem Bestand 
dauernd und ungeschmälert zu erhalten. Der Bestand ergibt sich 
aus der beigefügten Anlage 1, die wesentlicher Bestandteil dieser 
Satzung ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Neueinfügung zur Klarstellung der Gemeinnützigkeit. 
(Alter § 3: Eingliederung in § 2). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Grundstockvermögen wird in einer Anlage 
ausgewiesen. 
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§ 5 Stiftungsmittel 
 
Die zur Erfüllung des Stiftungszwecks erforderlichen Mittel werden 
aufgebracht 
 
a)   aus den Heimentgelten der Heimbewohner und 
aus den Mieten der Bewohner der Seniorenwohnungen, 
b)   aus den Erträgen und sonstigen Nutzungen des Stiftungsvermögens, 
c)   aus Zuwendungen uns Zuschüssen, soweit sie nicht ausdrücklich zur 
Stärkung des Grundstockvermögens bestimmt sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 6 Stiftungsorgane 
 
1.   Die Stiftung wird vom Stadtrat der Stadt Fürth verwaltet. Weitere 
Organe der Stiftung sind 
 
a)        der Stiftungsvorstand, 
b)        der Stiftungsrat 
 
2.   Die Mitglieder der Organe üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Sie 
haben Anspruch auf Ersatz der baren Auslagen, die ihnen in Ausübung 
ihrer Tätigkeit entstehen. Sonstige Aufwendungen können in 
angemessenem Umfang erstattet werden. 
 
 
 
 
 
 

§ 5 Stiftungsmittel 
 
1. Die zur Erfüllung des Stiftungszwecks erforderlichen Mittel werden 
aufgebracht 
 
a) aus den Nutzungsentgelten des Heimes und 

aus den Mieten der Bewohner der Seniorenwohnungen, 
b) aus den Erträgen und sonstigen Nutzungen des Stiftungsvermögens, 
c) aus Zuwendungen und Zuschüssen, soweit sie nicht ausdrücklich zur 

Stärkung des Grundstockvermögens bestimmt sind. 
 
2. Sämtliche Mittel dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden. Im Rahmen der steuerrechtlichen Vorschriften dürfen Rücklagen 
gebildet werden. Ergibt sich aus den Erträgen der Vermögensverwaltung 
abzüglich deren Aufwendungen ein Überschuss, kann dieser im Rahmen 
der steuerrechtlichen Vorschriften dem Grundstockvermögen zur 
Werterhaltung zugeführt werden. 
 
3. Geschäftsjahr der Stiftung ist das Kalenderjahr. 
 

§ 6 Stiftungsorgane 
 
1. Die Stiftung wird als kommunale Stiftung vom Stadtrat der Stadt Fürth 
verwaltet. Weitere Organe der Stiftung sind: 
 

a) der Stiftungsvorstand, 
b) der Stiftungsrat. 

 
2. Die Mitglieder der Organe üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Sie 
haben Anspruch auf Ersatz der baren Auslagen, die ihnen in Ausübung 
ihrer Tätigkeit entstehen. Sonstige Aufwendungen können in 
angemessenem Umfang erstattet werden. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Ausweitung auf Nutzungsentgelte. 
 
 
 
 
 
 
 
Neue Regelung zur Mittelverwendung. 
Rücklagenregelung entspricht der Mustersatzung 
(Voll/Störle: BayStG Kommentar, 2009): Möglichkeit 
der Zuführung zum Grundstockvermögen. 
 
 
 
Aufnahme einer Regelung zum Geschäftsjahr. 
 
 
 
 
Aufnahme des Begriffs „kommunale Stiftung“ zur 
Klarstellung des „Verwaltungsverhältnisses“. 
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§ 7 Stiftungsvorstand 
 
1) Stiftungsvorstand ist der Oberbürgermeister der Stadt Fürth. Bei seiner 
Verhinderung wird er von seinem gesetzlichen Vertreter vertreten. 
 
 
2)   Der Stiftungsvorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und 
außergerichtlich und vollzieht die Beschlüsse in Stiftungsangelegenheiten. 
Er ist befugt, dringliche Anordnungen zu treffen und unaufschiebbare 
Geschäfte für die Stiftung zu besorgen. Hiervon hat er dem Stiftungsrat 
unverzüglich Kenntnis zu geben und dessen Einverständnis nachzuholen. 
 
 
 
 
 
 
 
3)   Die laufenden Angelegenheiten der Stiftung werden vom Referat für 
Soziales, dem Sozialamt und der ihm zugeordneten Heimverwaltung 
vollzogen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 7 Stiftungsvorstand 
 
1. Stiftungsvorstand ist der Oberbürgermeister der Stadt Fürth oder sein 

gesetzlicher Vertreter. Bei Verhinderung des Stiftungsvorstandes 
treten die gesetzlichen Vertretungsregelungen in Kraft. 

 
2. Der Stiftungsvorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und 

außergerichtlich und vollzieht die Beschlüsse in Stiftungs-
angelegenheiten. Er ist befugt, dringliche Anordnungen zu treffen und 
unaufschiebbare Geschäfte für die Stiftung zu besorgen. Hiervon hat 
er dem Stiftungsrat unverzüglich Kenntnis zu geben und dessen Ein-
verständnis nachzuholen. 

       Der Stiftungsvorstand ist befugt, bei Insich-Geschäften der Stiftung 
mit der Stadt Fürth als Vertreter der Stiftung tätig zu werden, solange 
nicht der Stiftungsrat im Einzelfall einen besonderen Vertreter zur 
Bestellung vorgeschlagen hat und die Stiftung durch derartige 
Rechtsgeschäfte keinen rechtlichen Nachteil erleidet. 

 
3. Die laufenden Angelegenheiten der Stiftung werden vom Referat für 

Finanzen, Organisation und Personal, der Kämmerei 
(Stiftungsverwaltung) und weiteren jeweils nach dem 
Aufgabengliederungsplan der Stadt Fürth zuständigen städtischen 
Dienststellen vollzogen. Die laufenden Angelegenheiten sind solche, 
die nicht auf Grund von Bestimmungen dieser Satzung einem anderen 
Organ (Stadtrat, Stiftungsrat) vorbehalten sind. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Möglichkeit für Oberbürgermeister zur Übertragung 
auf Stellvertreter für gesamte Wahlperiode; 
„Entlastung“ auf Grund vielfältiger Verpflichtungen.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Regelung nach Art. 14 Abs. 2 BayStG: Befreiung von 
den Beschränkungen der Selbstkontrahierung. Hier zu 
beachten: Art. 19 Nr. 3 BayStG: Genehmigungspflicht 
für solche Insich-Geschäfte.  
 
 
 
Anpassung an Erfordernisse einer kommunal 
verwalteten Stiftung: Zuständigkeiten nach 
Aufgabengliederung der Stadt Fürth. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

63/150



Anlage 2 zu TOP „Genehmigung der Neufassung der Satzung der 1848er Gedächtnisstiftung Fürth“:      Stadt Fürth/Kämmerei 

Kommentierte Gegenüberstellung zur alten Fassung        Seite 6 von 9 

§ 8 Stiftungsrat 
 
1) Dem Stiftungsrat gehören als ehrenamtliche Mitglieder an: 
 
a)        der Stiftungsvorstand als Vorsitzender, bei seiner Verhinderung sein 
gesetzlicher Vertreter, 
b)        3 ehrenamtliche Stadträte oder ihre Stellvertreter und das mit der 
Pflegschaft des Heimes beauftragte Stadtratsmitglied, 
c)        je 1 ortsansässiger Vertreter der ev.-luth. und der röm.-kath. Kirche, 
die vom jeweiligen Dekanat oder Pfarramt benannt werden, 
d)        je 1 Vertreter der Fürther Industrie und des Handels, die das 
Industrie- und Handelsgremium vorschlagen soll, 
e)        1 Vertreter des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
f)         1 Vertreter des Handwerks, den die Kreishandwerkerschaft Fürth 
vorschlagen soll, 
g)        der städt. Referent für Soziales und der städt. Referent für 
Stiftungssachen, beide nur mit beratender Stimme. 
 
Die unter b) - f) genannten Mitglieder werden durch den Stadtrat bestellt. 
Die Amtsdauer des Stiftungsrates entspricht der Wahlperiode des 
Stadtrats. 
 
 
 
 
 
2)   Der Stiftungsrat berät über Heimentgelte und Mieten, die Anlage des 
Stiftungsvermögens, den Wirtschaftplan, den Jahresabschluss, den 
Abschluss von Rechtsgeschäften, die der Genehmigung der 
Stiftungsaufsichtsbehörde bedürfen, Satzungsänderungen, 
Nutzungsänderungen von Gebäuden oder Gebäudeteilen, Änderung des 
Stiftungszwecks und die Umwandlung, Zusammenlegung oder Aufhebung 
der Stiftung. 
Er spricht in diesen Angelegenheiten Empfehlungen für den Stadtrat aus. 
 
 
3)   Die Entscheidung in diesen Angelegenheiten obliegt allein dem 
Stadtrat. 

§ 8 Stiftungsrat 
 

1. Der Stiftungsrat besteht aus dreizehn ehrenamtlichen Mitgliedern. Ihm 
gehören an: 
 

a) Der Stiftungsvorstand als Vorsitzender, bei seiner Verhinderung 
sein gesetzlicher Vertreter, 

b) das mit der Pflegschaft des städtischen Alten- und 
Pflegeheimes beauftragte Stadtratsmitglied und drei weitere 
ehrenamtliche Stadträte oder ihre Stellvertreter, 

c) je ein ortsansässiger Vertreter der ev.-luth. und der röm.-kath. 
Kirche, die vom jeweiligen Dekanat oder Pfarramt benannt 
werden, 

d) je ein Vertreter der Fürther Industrie und des Handels, die das 
Industrie- und Handelsgremium vorschlagen soll, 

e) ein Vertreter des Deutschen Gewerkschaftsbundes, 
f) ein Vertreter des Handwerks, den die Kreishandwerkerschaft 

Fürth vorschlagen soll, 
g) die Leitung des städt. Referates für Soziales und die Leitung 

des städt. Referates für Finanzen, Organisation und Personal, 
beide nur mit beratender Stimme. 

 
Die unter b) - f) genannten Mitglieder werden durch den Stadtrat bestellt. 
Die Amtsdauer des Stiftungsrates entspricht der Wahlperiode des 
Stadtrats.  
 
2.      Der Stiftungsrat berät über Mieten und andere Nutzungsentgelte, 

die Anlage des Stiftungsvermögens (soweit es sich nicht um 
laufende Angelegenheiten analog Art. 37 GO handelt), den 
Wirtschaftsplan, den Jahresabschluss, den Abschluss von 
Rechtsgeschäften, die der Genehmigung der 
Stiftungsaufsichtsbehörde bedürfen, Satzungsänderungen, 
Nutzungsänderungen von Gebäuden oder Gebäudeteilen, 
Änderung des Stiftungszwecks und die Umwandlung, 
Zusammenlegung oder Aufhebung der Stiftung. 
Er spricht in diesen Angelegenheiten Empfehlungen für den Stadtrat 
aus, welchem die alleinige Entscheidung obliegt. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
= 11 stimmberechtigte Mitglieder (+2 beratende).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anpassung: Beratung über Nutzungsentgelte = 
insbesondere Pacht bei Überlassung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Alter § 8 Abs 3: In Abs. 2 integriert. 
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§ 9 Sitzung des Stiftungsrates 
 
1) Der Stiftungsrat tritt nach Bedarf, wenigstens aber einmal im Jahr 
zusammen. Auf Verlangen von drei seiner Mitglieder muss eine Sitzung 
des Stiftungsrates zum nächstmöglichen Zeitpunkt einberufen werden. 
 
 
2) Der Vorsitzende hat die Mitglieder des Stiftungsrates schriftlich unter 
Beifügung der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens 7 Tagen zur 
Sitzung einzuladen. 
 
3)   Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder 
ordnungsgemäß geladen und mindestens 5 Mitglieder anwesend sind. 
Ladungsfehler gelten als geheilt, wenn das mangelhaft geladene Mitglied 
anwesend ist und von diesem kein Widerspruch erfolgt. 
 
4)   Der Stiftungsrat beschließt in offener Abstimmung mit einfacher 
Mehrheit; bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 
 
5)   Über die Sitzung des Stiftungsrates ist eine Niederschrift aufzunehmen. 
Sie ist vom Vorsitzenden zu unterzeichnen und bedarf der Genehmigung 
des Stiftungsrates. 
 
6)    Schriftführer ist ein Beschäftigter des Sozialamtes oder der 
Heimverwaltung. 
 

§ 10 Stiftungsaufsicht 
 
Die Stiftung untersteht der Aufsicht der Regierung von Mittelfranken. Der 
Stiftungsaufsichtsbehörde sind Änderungen der personellen Besetzung der 
Stiftungsorgane stets mitzuteilen. 
 
 
 

3.     Der Stiftungsrat schlägt der Stiftungsaufsicht bei Bedarf im Einzelfall 
einen zu benennenden besonderen Vertreter für die Stiftung zur 
Ernennung vor. 
 

§ 9 Sitzung des Stiftungsrates 
 
1. Der Stiftungsrat tritt nach Bedarf, wenigstens aber einmal im Jahr 

zusammen. Auf Verlangen von drei seiner Mitglieder muss eine 
Sitzung des Stiftungsrates zum nächstmöglichen Zeitpunkt einberufen 
werden. 

 
2. Bezüglich der Ladungsfrist zu den Sitzungen gelten die Regelungen 

des Stadtrates entsprechend. 
 
 
3. Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder 

ordnungsgemäß geladen und mindestens fünf Mitglieder anwesend 
sind. Ladungsfehler gelten als geheilt, wenn das mangelhaft geladene 
Mitglied anwesend ist und von diesem kein Widerspruch erfolgt. 

 
4. Der Stiftungsrat beschließt in offener Abstimmung mit einfacher 

Mehrheit; bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 
 
5. Über die Sitzung des Stiftungsrates ist eine Niederschrift 

aufzunehmen. Sie ist vom Vorsitzenden zu unterzeichnen und bedarf 
der Genehmigung des Stiftungsrates. 

 
6. Schriftführer ist ein Beschäftigter der Kämmerei oder der 

Altenpflegeheimverwaltung. 
 

§ 10 Stiftungsaufsicht 
 

Die Stiftung untersteht der Aufsicht der Regierung von Mittelfranken. Der 
Stiftungsaufsicht sind Änderungen der personellen Besetzung der 
Stiftungsorgane stets mitzuteilen.  
 
 

 

 
Neuaufnahme der Zuständigkeit für Benennung eines 
besonderen Vertreters (vgl. § 7 Abs. 2). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anpassung an Geschäftsordnung des Stadtrats. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wechsel: Schriftführer nicht mehr aus dem Sozialamt. 
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§ 11 Satzungsänderungen, Umwandlung und Aufhebung der 
Stiftung 

 
Beschlüsse des Stadtrates über Änderungen der Satzung und Anträge auf 
Umwandlung (Änderung des Stiftungszweck) oder Aufhebung der Stiftung 
dürfen die Steuerbegünstigung der Stiftung nicht beeinträchtigen oder 
aufheben. Sie sind mit einer Stellungnahme der zuständigen 
Finanzbehörde der Stiftungsaufsichtsbehörde zur Genehmigung zuzuleiten. 
 
 

§ 12 Vermögensanfall 
 
Bei Aufhebung oder Auflösung der Stiftung fällt das Restvermögen an die 
Stadt Fürth, die es in einer dem Stiftungszweck entsprechenden Weise 
oder ersatzweise für andere gemeinnützige oder mildtätige Zwecke zu 
verwenden hat. 
 
 

§ 13 Inkrafttreten 
 
Die Satzung tritt mit Genehmigung durch die Regierung von Mittelfranken 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 27.06.1974 außer Kraft. 
 
Fürth, __________ 
  
Wilhelm Wenning  
   Oberbürgermeister 
 
"Genehmigt mit Schreiben der 
Regierung von Mittelfranken 
vom 08.02.2000 Az. 241 - 1222.3/5 S." 
 
 
 
 
 
 
 

§ 11 Satzungsänderungen, Umwandlung und 
Aufhebung der Stiftung 

 
Beschlüsse des Stadtrates über Änderungen der Satzung und Anträge auf 
Umwandlung (Änderung des Stiftungszwecks) oder Aufhebung der 
Stiftung dürfen die Steuerbegünstigung der Stiftung nicht beeinträchtigen 
oder aufheben. Sie sind mit einer Stellungnahme der zuständigen 
Finanzbehörde der Stiftungsaufsichtsbehörde zur Genehmigung 
zuzuleiten. 
 

§ 12 Vermögensanfall 
 
Bei Aufhebung oder Auflösung der Stiftung fällt das Restvermögen an die 
Stadt Fürth, die es in einer dem Stiftungszweck entsprechenden Weise 
oder ersatzweise für andere gemeinnützige oder mildtätige Zwecke zu 
verwenden hat. 
 
 

§ 13 Inkrafttreten 
 
Die Satzung tritt mit Genehmigung durch die Regierung von Mittelfranken 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 15.12.1999, genehmigt mit 
Schreiben der Regierung von Mittelfranken vom 08.02.2000, außer Kraft. 
 
Fürth, __________ 
 
Dr. Thomas Jung 
Oberbürgermeister 
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(zum Vergleich: § 4) 
 
Das Grundstockvermögen der Stiftung ist in seinem Bestand dauernd und 
ungeschmälert zu erhalten. Es besteht nach dem Stand vom 01.07.1998 
aus: 
 
a)  Altenheim Block A, Stiftungsstr. 9, Fl.-Nr. 1396/13 I zu 0,1704 ha 
 
b)  Altenheim Block B, Stiftungsstr. 5-7, Fl.-Nr. 1396/13 II zu 0,5456 ha 
 
c)   Altenheim Block C, Stiller Winkel 14, Fl.-Nr. 1399/1 zu 0,2237 ha 
 
d)   Bauland, Fl.-Nr. 1396/15 zu 0,3136 ha 
 
e)  Wertpapiere zu 86.500 DM 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anlage 1 (zu § 4) 
 
Das Grundstockvermögen der Stiftung besteht zum __ __ ____ aus: 
 
a) Grundstück Fl.Nr. 1396/12 I Gem. Fürth zu 0,1704 ha (Stiftungsstraße 
9, Altenheim Block A), 
 
b) Grundstück Fl.Nr. 1396/13 II Gem. Fürth zu 0,5456 ha (Stiftungsstraße 
9, Altenheim Block B), 
 
c) Grundstück Fl.Nr. 1399/1 Gem. Fürth zu 0,2237 ha (Stiller Winkel 14, 
Altenheim Block C), 
 
d) Grundstück Fl.Nr. 1396/15 Gem. Fürth zu 0,2495 ha (Bauland), 
 
e) Wertpapiere zu ___________ €, 
 
f) Kapitaleinlagen zu ___________ €. 
 

 
 
 

 
Neu: Anlage zu § 4: Benennung des 
Grundstockvermögens. Die Aufstellung beinhaltet in 
dieser Formulierung das Grundstockvermögen in 
ähnlicher Form wie in der alten Satzung (Vorschlag der 
Stiftungsaufsicht).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kapitaleinlage: Aus Grundstücksverkauf aus 1396/15 
im Jahr 2007. 
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Zusammenfassung der wichtigsten Änderungen 

1848er Gedächtnisstiftung Fürth 
Neufassung der Stiftungssatzung 

 
-- Zusammenfassung der wichtigsten Änderungen -- 

 
 

1. Hintergrund 
Vor dem Hintergrund der zum 01.01.2008 vollzogenen Sphärentrennung der 1848er Stiftung 
einerseits und dem städtischen Sondervermögen SAh andererseits ist es nötig geworden, die 
rechtlichen Verhältnisse der Stiftung an die gegebenen Verhältnisse anzupassen, da die bis dato 
geltende Satzung nicht die tatsächlichen Gegebenheiten abbildet.  
 
Die Auslagerung des Heimbetriebs aus der Sphäre der Stiftung war in den bisherigen 
Formulierungen nicht in dieser Form vorgesehen, obwohl de facto der Betrieb seit seinem Beginn 
von der Stadt wahrgenommen wird. Zur Sicherstellung der Rechtmäßigkeit der Verfahrensweisen 
zwischen Stadt und Stiftung wird die Satzung nun angepasst. 
 
Die Neufassung unterliegt dabei einem transparenten Prozess, der die nötigen Beteiligungen, 
Stiftungsrats- und Stadtratsbeschlüsse sowie die Genehmigung durch die Stiftungsaufsicht 
beinhaltet.  
 
2. Namensänderung 
Seit Bestehen des Sondervermögens „Städtisches Altenpflegeheim“ kam es immer wieder zu 
Irrungen zwischen SAh und Stiftung, da der Begriff „Altenheim“ bzw. „Stiftungsaltenheim“ keiner 
Sphäre eindeutig zugeordnet war und durch Verwechslungen und Fehlleitungen häufig 
Verzögerungen oder Fehlbuchungen auftraten, die für beide Sphären nachteilige Auswirkungen 
haben. 
Um dies in Zukunft zu vermeiden, wird der Name der Stiftung verkürzt, das Wort „Altenheim“ wird 
gestrichen. Die Bestimmung der Stiftung ergibt sich dennoch weiterhin eindeutig, zum einen aus 
der Satzung, zum anderen aus dem „kollektiven“ Wissen der Allgemeinheit, in dem die Stiftung 
automatisch mit dem Altenheim in Verbindung gebracht wird.  
Das „Stiftungsaltenheim“ stellt sich demnach zukünftig wie folgt dar: 
- Städtisches Altenpflegeheim (SAh) 
- 1848er Gedächtnisstiftung Fürth 
    
3. Erweiterung des Stiftungszwecks (Möglichkeit zur Betriebsführung durch SAh) 
Um dem SAh auch über die Stiftungssatzung den Heimbetrieb zu ermöglichen, wird der 
Stiftungszweck dahingehend erweitert. Dem Stifterwillen entspricht es auch dann, wenn der Betrieb 
des Heims nicht bei der Stiftung an sich, sondern bei einem „Externen“ liegt, der das Heim in 
pflegerischer Hinsicht sogar besser betreuen kann. Zudem ist SAh als städtisches Sondervermögen 
Teil der städtischen Verwaltung, die auch zur Verwaltung der Stiftung zuständig ist. Insoweit 
handelt es sich nicht um eine Überlassung des Betriebs an völlig Außenstehende. Die 
Neuformulierung ermöglicht der Stiftung die Überlassung des Betriebs, sie ist jedoch dazu nicht 
gezwungen.  
Es handelt sich bei dieser Formulierung nicht um eine jetzt stattfindende Überlassung auf das SAh, 
sondern um eine Anpassung an die Gegebenheiten. Die Ausweitung des Zwecks erfordert in den 
weiteren Formulierungen weitere kleinere Änderungen (insbesondere bezüglich der Vereinbarung 
von Nutzungsentgelten usw.). 
  
 

Ö  3
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4. Verwaltung und Vertretung der Stiftung (insb. Regelung zur Selbstkontrahierung) 
Neben kleineren Anpassungen und Verbesserungen wird eine Regelung aufgenommen, die es dem 
Stiftungsvorstand ermöglicht, Rechtsgeschäfte zwischen der Stiftung und der Stadt abzuschließen, 
ohne dafür einen „besonderen Vertreter“ bestellen lassen zu müssen (solange der Stiftungsrat nicht 
einen solchen verlangt und bei der Stiftungsaufsicht bestellen lässt). 
 
5. Grundstockvermögen 
Das Grundstockvermögen der Stiftung wird in der Neufassung als Anlage dargestellt. In der 
Betrachtung des Grundstocks an sich ergeben sich keine Änderungen. 
 
 
 
Stand des letzten Entwurfs: 04.09.2012 
 
Kämmerei (Käm/1) 
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I. Vorlage 
 
 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 
Stadtrat  öffentlich - 

Beschluss 
 

 
 

Überarbeitung des Pachtvertrags zwischen der 1848er Gedächtnisstiftung Fürth und der 
Stadt Fürth (Städtisches Altenpflegeheim) 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  
Pachtvertrag (Entwurf vom 26.10.2012)  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat beschließt die Überarbeitung des Pachtvertrags zwischen der Stadt Fürth und der 
1848er Gedächtnisstiftung Fürth in der Version des Entwurfs der Kämmerei vom 26.10.2012. 
 
Die Verwaltung wird ermächtigt, das in § 16 des Vertragsentwurfs genannte Prozessprotokoll zu 
erstellen und nach Bedarf fortzuschreiben.  
 

 
Sachverhalt: 
 
Der Pachtvertrag zwischen der Stadt Fürth und der 1848er Gedächtnisstiftung ist von der 
Verwaltung im Rahmen der Sphärentrennung überarbeitet worden. Es ergaben sich insgesamt 
keine eklatanten Änderungen zum bis dato gültigen Vertrag. 
 
Jedoch wurde ein neuer § 16 eingefügt, der die Entwicklung eines „Prozessprotokolls“ in Form 
eines Vertragszusatzes festschreibt. In diesem soll der bauliche Zustand des Gebäudes 
dokumentiert werden. Darüber hinaus können dort Regelungen zu 
Instandhaltungsmaßnahmen, Maßnahmenplanungen und Kostenverteilungen getroffen werden. 
Durch diese Festschreibungen soll es ermöglicht werden, klarere und direktere Zuordnungen 
von baulichen Angelegenheiten zu den beiden Sphären „Stiftung“ und „Stadt“ treffen zu können, 
ohne ständig Einzelfallentscheidungen herbeiführen zu müssen. Insoweit leistet das 
Prozessprotokoll einen weiteren Beitrag zum Abschluss des Projekts der Sphärentrennung. 
 
Der Vertragszusatz soll in Zusammenarbeit von Käm, SAh und GWF konzipiert und erstellt 
werden. Diese Stellen sollen auch für eine bedarfsorientierte Fortschreibung sorgen. Im 
Stiftungsrat sollen regelmäßige Berichte über Fortschreibungen erfolgen.   
 
Die Unterzeichnung der Überarbeitung steht noch unter der Bedingung des In-Kraft-Tretens der 
Neufassung der Stiftungssatzung, da von der Möglichkeit zur Befreiung vom Verbot der 
Selbstkontrahierung Gebrauch gemacht werden soll (neue Regelung in § 7 Abs. 2 der neuen 

Ö  4
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Stiftungssatzung). Dies ist notwendig, da sonst ein „besonderer Vertreter“ zur Vertretung der 
Stiftung bei Vertragsunterzeichnung durch die Regierung von Mittelfranken bestellt werden 
müsste. 
 
Der Stiftungsrat hat in seiner Sitzung am 26.10.2012 dieser Änderung zugestimmt.  
 
Finanzierung: 
 
Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

 x nein  ja Gesamtkosten       € x nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

 x nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 
wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Kämmerei 
 
 
Fürth, 09.11.2012 
 
 
 
 
   __________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Kämmerei 
Herr Ralph Dörnhöfer 

Telefon: 
(0911) 974-1379 
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I. Vorlage 
 
 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 
Finanz- und Verwaltungsausschuss 21.11.2012 öffentlich - 

Vorberatung 
 

Stadtrat 21.11.2012 öffentlich - 
Beschluss 

 

 
 

Budgetwirtschaft; Budgetberichte 2012, Entscheidung über die Budgetabschlüsse 2011 
und engültige Behandlung der Budgetergebnisse 2011 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  
4 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat nimmt Kenntnis von den Budgetberichten 2012. 
 
Von den Budgetabschlüssen 2011 erhalten die Amts-/Unteramtsbudgets 350.618 €, d.h. 50 % 
der festgestellten Budgetüberschüsse. 
 
Der Stadtrat stimmt der von der Verwaltung vorgeschlagenen endgültigen Behandlung der 
Budgetergebnisse 2011 gem. Nrn. 4 und 5 der Vorlage zu. 
 
 
 
Sachverhalt: 
 
1. Die Amts- und Unteramtsbudgets für das Jahr 2011 wurden entsprechend den für das Jahr 
2011 geltenden Regelungen abgerechnet. Bei den Abrechnungen wurden Ergebnisse der 
Unteramtsbudgets grundsätzlich mit den Ergebnissen der jeweils zugeordneten Amtsbudgets 
verrechnet. 
 
In Einzelfällen wurden Budgetmittel 2011 im Sinne einer „Mittelübertragung“ zugunsten der 
Budgets 2012 ausgebucht, d.h. diese Gelder („Projektmittel“) stehen den Budgets 2012 
zusätzlich zur Verfügung. Insgesamt handelt es sich hierbei um Vorgänge mit einem Volumen 
von 720.054 €. Die Ergebnisse der Budgetabrechnungen sowie die übertragenen „Projektmittel“ 
können den beigefügten Übersichten (Anlage 1 und 2) entnommen werden. 
 
 
2. Die Budgetberichte 2012 der Referate und Dienststellen sowie die jeweiligen 
Einzelabrechnungen der Budgets und Ergebnisübersichten wurden dem Stadtrat mit Schreiben 
vom 30.10.2012 übermittelt. Die noch fehlenden Budgetberichte für das Unteramtsbudget 
23100 „Märkte, Kirchweihen, etc.“ sowie die Ergänzung zum Budgetbericht des Amtsbudgets 
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21000 „Stadtkasse“ sind zwischenzeitlich eingegangen. Sie sind dieser Vorlage beigefügt 
(siehe Anlage 3). Die noch fehlenden Budgetberichte der Sonderbudgets (10600, 10650 und 
81500) bzw. der Zentralbudgets (20910 – 20950) werden, wie in o.g. Schreiben angekündigt, 
zur nächsten Sitzung im Dezember 2012 nachgereicht. Sie sind für die Entscheidungen über 
die Budgetabschlüsse bzw. der endgültigen Behandlung der Budgetergebnisse der Amts- und 
Unteramtsbudgets ohne Belang. 
 
Die Abrechnungen der Budgets ergaben 
 

- Budgetfehlbeträge von 4.368.976 €. sowie 
- Budgetüberschüsse von 808.502 €. 

 
Bei der Ermittlung der Budgetergebnisse blieben die Planabweichungen bei den 
Personalausgaben grundsätzlich unberücksichtigt. In Einzelfällen wurden Personalausgaben 
bei der Budgetabrechnung positiv in Form von Gutschriften nach den Grundsätzen der ab 
01.01.2006 gültigen Budgetleitlinien berücksichtigt. Die (unvermeidbaren) „normalen“ 
Planabweichungen bei den Personalausgaben sowie die nicht planbaren Ausgaben für 
Beihilfen u.ä. wurden budgettechnisch in den Budgetabrechnungen als „nicht zu vertretende 
Personalkostenabweichungen“ bzw. durch entsprechende Budgetkorrekturen erfasst und haben 
insoweit –abschlusstechnisch- die Budgetergebnisse nicht beeinträchtigt. Grundsätzliche 
Budgetberichtigungen waren zudem durch die internen Leistungsverrechnungen der 
Gebäudewirtschaft Fürth sowie des gemeinsamen Kommunalunternehmens KommunalBIT 
notwendig. Diese Berichtigungen sind in den betroffenen Budgets jeweils budgetneutral 
durchgeführt worden, d.h. die Planabweichungen für die Ausgaben der 
Gebäudebewirtschaftung und IT-Leistungen haben das Budgetergebnis nicht berührt. 
 
 
3. Die festgestellten Budgetbeträge 2011 sind im Rahmen des Rechnungsabschlusses 2011 in 
Höhe von 50 % zugunsten des Gesamthaushalts „eingeflossen“. 50 % der Budgetüberschüsse 
wurden im Zuge des Rechnungsabschlusses 2011 zunächst der allgemeinen Rücklage 
zugeführt (= 350.617,53 €) und sollen, wie unter 4 a) vorgeschlagen, als Budgetrücklage den 
Ämtern und Dienststellen künftig zur Verfügung stehen. 
 
Die Budgetfehlbeträge 2011 wurden im Rahmen des Rechnungsabschlusses 2011 für den 
Gesamthaushalt zu Lasten der jeweiligen Amtsbudgets 2012 vorgetragen. Die 
Budgetfehlbeträge haben damit den Gesamtrechnungsabschluss der Stadt für 2011 nicht 
belastet. Über die endgültige Behandlung dieser vorgetragenen Budgetfehlbeträge ist zu 
entscheiden (siehe nachfolgende Nr. 4 b)). 
 
 
4. Hinsichtlich der endgültigen Behandlung der Budgetergebnisse 2011 sind Entscheidungen 
 

a) über die endgültige Höhe und Verteilung der den Dienststellen verbleibenden 
Budgetüberschüsse in der allgemeinen Rücklage sowie 

b) über die nach 2012 vorgetragenen Budgetfehlbeträge sowie über die ggfls. endgültig 
vom Gesamthaushalt zu tragenden Budgetfehlbeträge  

 
zu treffen. 
 
 
Zu a) 
Die Verwaltung schlägt vor, den beim Jahresabschluss 2011 der allgemeinen Rücklage 
zunächst pauschal zugeführten Betrag („Budgetüberschüsse 2011“) in Höhe von 350.617,53 € 
in voller Höhe zu verteilen. Der Betrag entspricht der in den Budget-Leitlinien grundsätzlich 
vorgesehenen Quote. 
 
Der aktuelle Stand der sich danach ergebenen Budgetüberschüsse bzw. der danach 
aktualisierten Stände der jeweiligen Budgetrücklagen ergibt sich aus Anlage 4. 
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Zu b) 
 
Die Finanzverwaltung hält ausdrückliche Entscheidungen hinsichtlich folgender Fehlbeträge für 
geboten: 
 

- Unteramtsbudget 23100 „Märkte, Kirchweihen, etc.“ (= - 262.362,15 €) 
- Amtsbudget 41000 „Sachgebiet Kultur“ (= - 29.756,88 €) 
- Amtsbudget 46000 „Theater (= - 1.291.684,48 €) 
- Unteramtsbudget 51250 „Kindertageseinrichtungen“ (= - 223.384,27 €) 
- Amtsbudget 52000 „Sport“, UA 5501 „Metropolmarathon“ (= - 71.369,91 €) 
- Unteramtsbudget 66200 „Straßen, Brücken und Parkflächen“ (= - 310.422,79 €) 

 
In den übrigen Fällen sollte es beim endgültigen Vortrag der festgestellten Budgetfehlbeträge 
auf 2012 verbleiben. 
 
Zu Unteramtsbudget 23100 „Märkte, Kirchweihen, etc.“: 
 
Der Budgetfehlbetrag des Unteramtsbudgets 23100 (= - 262.362 €) resultiert aus mehreren 
Teilbereichen. Hauptsächliche Ursache sind die Mehrausgaben bei Michaelis-Kirchweih, 
Erntedankzug und Weihnachtsmarkt sowie die Umsatzsteuerzahllast an das Finanzamt. 
Teilweise resultierte dies aus dem geänderten Buchungsverhalten der Dienststelle, wie bereits 
im Budgetbericht 2011 angekündigt wurde. D.h. es wird seit 2011 versucht, die Einnahmen und 
Ausgaben in dem Haushaltsjahr zu buchen, in dem die Veranstaltung stattfindet (Anmerkung 
der Käm: unter Beachtung des Fälligkeitsprinzips nach der KommHV). Damit entstanden 2011 
aufgrund dessen Mehrausgaben als Einmaleffekt (ca. 85.000 €). 
 
Mit Stadtratsbeschluss vom 21.12.2011 („Budgetberichte 2011 – Budgetabschlüsse 2010“) 
wurde der Budgetfehlbetrag 2010 letztmalig zulasten des Gesamthaushalts übernommen. 
Neuen entstehenden strukturellen Verschlechterungen des Budgets muss durch entsprechende 
Maßnahmen der Verwaltung bzw. durch Entscheidungen des Stadtrats gegengesteuert werden. 
 
Rf. II empfiehlt deshalb, den Budgetfehlbetrag weiterhin – wie geschehen- auf neue Rechnung 
vortragen zu lassen. Außerdem ist vom LA/MVS dringend ein Konzept zu erarbeiten, um das 
strukturelle Defizit zukünftig zu vermeiden. Hierfür erstellt LA/MVS im 1. Quartal 2013 einen 
Budgetvollzugsbericht, der mit dem neuen Konzept dem Finanz- und Verwaltungsausschuss 
vorgelegt wird. 
 
Hinweis: Mit Vorlage des Budgetberichts 2012 für das Unteramtsbudget 23100 am 06.11.2012 
wurde zusätzlich eine HSt.-Übersicht mit umfangreichen Veränderungswünschen für 2013 
übersandt. Diese Überlegungen sollten mit dem oben genannten Konzept in Einklang stehen. 
Eine Berücksichtigung im Haushalt erfolgt dann ggf. zu einem späteren Zeitpunkt. 
 
 
Zu Amtsbudget 41000 „Sachgebiet Kultur“: 
 
Die mit Haushaltskonsolidierung 2010 – 2013 (4.Stufe), lfd.Nr. 35 – Aufgabenkritik, lfd.Nr. 27 
beschlossene Einsparung einer 0,5 Stelle ab 2011 wurde im Amtsbudget 41000 bereits mit der 
Personalkostenplanung 2011 (Haushaltsansätze Personalausgaben) berücksichtigt. Die 
zusätzlich bei HSt. 3430.8990.7000 (Beitrag Haushaltskonsolidierung 2010 – 2013) 
eingeplanten 25.000 € sind damit hinfällig und sollten dem Amtsbudget wieder gutgeschrieben 
werden. 
 
Für die endgültige Behandlung des Budgetergebnisses für 2011 empfiehlt Rf. II die Übernahme 
des Betrages von 25.000 € zulasten des Gesamtshaushalts. Für das Budget verbleibt demnach 
ein endgültiger Budgetfehlbetrag von 4.756,88 €, der weiter auf 2012 vorgetragen bleibt. 
Hinsichtlich der Finanzierung der 25.000 € wird auf Nr. 5 verwiesen. 
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Zu Amtsbudget 46000 „Theater“: 
 
Der Budgetfehlbetrag 2011 (= - 1.291.684 €) beinhaltet einen aus der Budgetabrechnung 2010 
nach 2011 vorgetragenen Budgetfehlbetrag von 1.366.597 €. Das positive „operative“ Ergebnis 
beträgt damit 74.912 € und trägt zum Abbau des Fehlbetrages aus den Vorjahren bei. 
 
Die in der Beschlussvorlage vom 21.12.2011 genannte positive Prognose hat sich damit 
bestätigt. Seit 2011 hat das Theater unterjährige Budgetvollzugsberichte zu erstatten (zuletzt 
zur Sitzung des Finanz- und Verwaltungsausschusses am 23.05.2012). Danach wird 
prognostiziert, dass zumindest kein weiterer Budgetfehlbetrag zu erwarten ist. Die unterjährigen 
Budgetvollzugsberichte sollten vorerst beibehalten werden. 
 
Rf. II empfiehlt deshalb, den Budgetfehlbetrag zunächst weiterhin – wie geschehen- auf neue 
Rechnung vortragen zu lassen. 
 
Zu Unteramtsbudget 51250 „Kindertageseinrichtungen“: 
 
Der Budgetfehlbetrag (= 223.384 €) resultiert aus einer Fehlbuchung. Der 1. Abschlag des 
Landeszuschusses für Kinderhorte (= 243.050 €) wurde versehentlich 2011 im Sonderbudget 
51510 „Zuschüsse an Kindertagesstätten freier Träger u.ä.“ eingenommen. 
 
Rf. II empfiehlt deshalb, den Budgetfehlbetrag im Haushalt 2012 mit dem Sonderbudget 51510 
auszugleichen. 
 
 
Zu Amtsbudget 52000 „Sport“, UA 5501 „Metropolmarathon“: 
 
Im Rechnungsergebnis-Saldo 2011 (Einnahmen abzüglich Ausgaben) des Unterabschnitts 
5501 „Metropolmarathon“ erzielt dieser einen Überschuss (= 27.630 €). Der Fehlbetrag (= 
71.370 €) ergibt sich aufgrund eines geplanten Überschusses von 99.000 € (Saldo der 
Haushaltsplanansätze). Nach Stadtratsbeschluss vom 22.07.2009 (Stellenplan des Rf. I/Sport – 
Weiterführung des Metropolmarathons) muss sich der Metropolmarathon finanziell vollständig 
selbst tragen. Der Fehlbetrag entstand damit rein im Plan-Ist-Vergleich. 
 
Rf. II schlägt vor, den Betrag von 71.370 € zulasten des Gesamthaushalts 2012 zu 
übernehmen. Hinsichtlich der Finanzierung wird auf Nr. 5 verwiesen. 
 
 
Zu Unteramtsbudget 66200 „Straßen, Brücken und Parkflächen“: 
 
Der Budgetabschluss 2011 des Unteramtsbudgets 66200 ist u.a. durch die Nachzahlung 
aufgrund Endabrechnung 2010 der „Kanalbenutzungsgebühren öffentlicher Verkehrsgrund“ 
durch die Stadtentwässerung Fürth belastet (274.130 €). Die Neuberechnung aufgrund von 
Prüfungsfeststellungen des Bayer. Kommunalen Prüfungsverbandes ist nicht ausreichend 
(siehe hierzu „Haushaltsberatungen 2010“ – Protokoll Renner Verwaltungshaushalt lfd.Nrn. 55 
bis 57). Die Haushaltsmittel wurden im Haushalt 2012 wieder aufgestockt. 
Diese Gebühren werden dem Straßenbaulastträger (sprich dem Kernhaushalt) für die Regen- 
und Schmutzwasserentsorgung der öffentlichen Verkehrsflächen in Rechnung gestellt. 
 
Rf. II schlägt vor, den Betrag von 274.130 € zulasten des Gesamthaushalts 2012 zu 
übernehmen. Für das Budget verbleibt demnach ein endgültiger Budgetfehlbetrag von 36.293 
€, der weiter auf 2012 vorgetragen bleibt. Hinsichtlich der Finanzierung der 274.130 € wird auf 
Nr. 5 verwiesen. 
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5. Die Übernahme der Budgetfehlbeträge gem. vorstehender Ziff. 4 b) erfordert insgesamt die 
Bereitstellung von 593.884 €. Wie unter Ziff. 4 b) zu Unteramtsbudget 51250 bereits 
vorgeschlagen, wird dieser Fehlbetrag von 223.384 € im Haushalt 2012 über das Sonderbudget 
51510 abgewickelt. Es ist gegenwärtig jedoch noch nicht absehbar, ob das Sonderbudget dies 
auch ohne Defizit auffangen kann. Der fehlende Restbetrag von 370.500 € kann zulasten des 
Gesamthaushaltes 2012 durch Mehreinnahmen bei der Gewerbesteuer bereitgestellt werden. 
 
 
Finanzierung: 
 
Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein x ja Gesamtkosten 593.884 € x nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

 x nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 
wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Kämmerei 
 
 
Fürth, 09.11.2012 
 
 
 
 
   __________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Kämmerei 
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Anlage 1

Budgetring-
Nr./Referat

Bezeichnung
Fehlbetrag   - 

Euro -
Überschuss            

- Euro -
Überschuss

- Euro -

"50 %" "50 %"
00000/D Amtsbudget Direktorium 536,49

01000/Rf. I Amtsbudget Rf. I 4,90
01010/Rf. I Amtsbudget Rf. I-Projektarbeit 0,00 0,00 0,00
02000/Rf. II Amtsbudget Rf. II 1.332,72 666,36 666,36
03000/Rf. III Amtsbudget Rf. III 2.069,49 1.034,75 1.034,74
04000/Rf. IV Amtsbudget Rf. IV 901,14
04040/Rf. IV U-Amtsbudget Rf. IV-Projektarbeit 0,00 0,00 0,00
05000/Rf. V Amtsbudget Rf. V 3.267,95
06000/Rf. VI Amtsbudget Rf. VI 107.925,55
10000/Rf. II Amtsbudget Organisationsamt 1.248,70 624,35 624,35
11000/Rf. II Amtsbudget Personalamt 0,00 0,00 0,00
11010/Rf. II U-Amtsbudget Ausbildung 0,00 0,00 0,00
11020/Rf. II U-Amtsbudget Fortbildung 5.454,38
11030/Rf. II U-Amtsbudget Personalentwicklung 6.158,77

13000/D Amtsbudget Bürgermeister- und Presseamt 21.651,91

13010/D
U-Amtsbudget Bürgermeister- und 
Presseamt/Stadtrat

790,99 395,50 395,49

13020/D U-Amtsbudget Integrationsbüro 6.268,38 3.134,19 3.134,19
13050/D U-Amtsbudget Limoges- u. Limousin-Haus
13200/D U-Amtsbudget Stadtprojekte 24.154,00
14000/D Amtsbudget Rechnungsprüfungsamt 0,00 0,00 0,00

15000/Rf. III
Amtsbudget Umweltplanung, Abfallwirtschaft                                                 
(u. städt. Forste)

14.516,99 7.258,49 7.258,50

15010/Rf. III U-Amtsbudget Försterei 21.699,59 10.849,79 10.849,80
18000 Amtsbudget Gesamtpersonalrat 1.218,18 609,09 609,09

19000/D
Amtsbudget Gleichstellungsstelle, 
Frauenbeauftragte

586,46

20000/Rf. II Amtsbudget Kämmerei 13.797,20
21000/Rf. II Amtsbudget Kasse 26.194,48
23000/Rf. VI Amtsbudget Liegenschaftsamt 2.467,11
23100/Rf. VI U-Amtsbudget Märkte, Kirchweihen etc. 262.362,15
30000/Rf. III Amtsbudget Rechtsamt 2.102,61 1.051,31 1.051,30
32000/Rf. III Amtsbudget Ordnungsamt 36.980,61 18.490,30 18.490,31
33000/Rf. III Amtsbudget Bürgeramt 0,00 0,00 0,00
34000/Rf. III Amtsbudget Standesamt 49.320,83 24.660,41 24.660,42
36000/Rf. III Amtsbudget Straßenverkehrsamt 22.720,80
36010/Rf. III U-Amtsbudget Straßenverkehrsamt/VÜD 18.872,40
37000/Rf. III Amtsbudget Brand- u. Katastrophenschutz 84.952,52 42.476,26 42.476,26
37010/Rf. III U-Amtsbudget Katastrophenschutz 2.316,60 1.158,30 1.158,30
40000/Rf. I Amtsbudget Schulverwaltungsamt 10.288,05 5.144,03 5.144,02
40020/Rf. I U-Amtsbudget Grundschulen 0,00 0,00 0,00
40040/Rf. I U-Amtsbudget Mittelschulen 0,00 0,00 0,00
40050/Rf. I U-Amtsbudget Förderschulen 0,00 0,00 0,00
40090/Rf. I U-Amtsbudget Mittags-/Ganztagsbetreuung 29.668,72
40100/Rf. I U-Amtsbudget Hans-Böckler-Schule 12.487,65
40150/Rf. I U-Amtsbudget Leopold-Ullstein-Realschule 5.907,89
40200/Rf. I U-Amtsbudget Helene-Lange- Gymnasium 4.008,11 2.004,06 2.004,05

40210/Rf. I
U-Amtsbudget Heinrich-Schliemann-
Gymnasium

9.293,96 4.646,98 4.646,98

40220/Rf. I U-Amtsbudget Hardenberg- Gymnasium 7.474,03
40250/Rf. I U-Amtsbudget Berufsschule I 538.410,77

Abschluss der Budgets 2011 (Rechnungsabschluss 2011)
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Budgetring-
Nr./Referat

Bezeichnung
Fehlbetrag   - 

Euro -
Überschuss            

- Euro -
Überschuss

- Euro -

"50 %" "50 %"
40260/Rf. I U-Amtsbudget Berufsschule II 379.150,48
40270/Rf. I U-Amtsbudget Martin-Segitz-Schule (BS III) 609.372,83

40300/Rf. I
U-Amtsbudget Fachschule Hausw. und 
Kinderpflege

50.501,65

41000/Rf. IV Amtsbudget Sachgebiet Kultur 29.756,88
41100/Rf. IV U-Amtsbudget Kulturforum
42000/Rf. I Amtsbudget Volksbücherei 32.087,10

45000/Rf. IV Amtsbudget Rundfunkmuseum 44.758,69
46000/Rf. IV Amtsbudget Theater 1.291.684,48
47000/Rf. IV Amtsbudget StAM 48.120,84 24.060,42 24.060,42
48000/Rf. IV Amtsbudget Städt. Galerie 13.922,86
50000/Rf. IV Amtsbudget Sozialamt 14.500,99
50100/Rf. IV U-Amtsbudget Übergangshäuser 156.029,55
51000/Rf. IV Amtsbudget Jugendamt 0,00 0,00 0,00
51150/Rf. IV U-Amtsbudget Kinder- und Jugendarbeit  0,00 0,00 0,00
51200/Rf. IV U-Amtsbudget Soziale Dienste 0,00 0,00 0,00
51250/Rf. IV U-Amtsbudget Kindertageseinrichtungen 223.384,27
52000/Rf. I Amtsbudget Sport (UA 5500/5600) 31.727,63 15.863,81 15.863,82

Amtsbudget Sport (Metropolmarathon             UA 
5501) 71.369,91

53000/Rf. II Amtsbudget Stadtärztlicher Dienst, Betriebsarzt 12.792,28 6.396,14 6.396,14

53200/Rf. II U-Amtsbudget Jugendärztlicher Dienst 1.502,13 751,07 751,06
60000/Rf. V Amtsbudget Bauverwaltungsamt 38.049,29
61000/Rf. V Amtsbudget Stadtplanungsamt 46.120,04 23.060,02 23.060,02
63000/Rf. V Amtsbudget Bauaufsicht 37.580,71 18.790,35 18.790,36

66200/Rf. V
U-Amtsbudget Straßen, Brücken und 
Parkflächen

310.422,79

66250/ Rf. V
U-Amtsbudget Straßen, Brücken und 
Parkflächen (Erneuerung)

0,00 0,00 0,00

67000/Rf. V Amtsbudget Grünflächenamt 274.584,96 137.292,48 137.292,48
80000/Rf. VI Amtsbudget Amt für Wirtschaft 4.032,43 0,00 0,00 0,00
84000/Rf. IV Amtsbudget Stadthalle 95.648,80

85000/Rf. VI
Amtsbudget Stadtentwicklung/ Konversion/ 
Technologietransfer

565,26

87000/Rf. VI Amtsbudget Touristik-Information 398,13 199,07 199,06

4.368.976,16 808.501,90 350.617,53 350.617,52
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Anlage 2

Budgetring-
Nr./Referat

Bezeichnung Verwendungszweck

13050/D U-Amtsbudget Limoges- u. Limousin-Haus 4.729,82 Übertrag nach 2012

14000/D Amtsbudget Rechnungsprüfungsamt 180,37 Fortbildungskosten (extern) und Reisekosten

22.120,00 Projekt 7 Up

6.200,00 Projekt FSSJ

3.277,17 Projekt Match Point

5.488,78 Vertrauensnetzwerk Schule-Beruf

3.626,11 Budgetüberschuss Projekt

10000/Rf. II Amtsbudget Organisationsamt 24.287,47 Einführung des Ratsinformationssystem SESSION etc.

11000/Rf. II Amtsbudget Personalamt 62.877,57 LOGA; Weitere Umstellung auf die Managementmodule

11010/Rf. II U-Amtsbudget Ausbildung 9.500,00 Projektmittel "AL II"

991,69 Graffitientfernung

1.052,52 Sicherheitsbeitrat

04040/Rf. IV U-Amtsbudget Referat IV-Projektarbeit 63.384,94 Übertrag nach 2012 (Tandem-Projekt)

41000/Rf. IV Amtsbudget Kulturamt 6.000,00 Preisverleihung                                                                                                                

8.000,00 Durchführung der 3. Fürther Jazz-Variationen sowie

11.775,38 Umsatzsteuer-Nachforderung

51250/Rf. IV U-Amtsbudget Kindertageseinrichtungen 613,64 Frühe Chance

8.779,00 Aufgabenträgerschaft/Nahverkehrsplan

20.583,00 Klageverfahren

2.119,00 Werkverträge, Honorare

2.446,00 Planungsaufträge

8.190,00 Verkehrszählungen

63000/Rf. V Amtsbudget Bauaufsicht 1.761,38 Fassadenprämierung

66200/Rf. V
U-Amtsbudget Straßen-, Brücken und 
Parkflächen

192.083,24 Deckenbauprogramm

67000/Rf. V Amtsbudget Grünflächenamt 238.262,19 Weihersanierung

12500/Rf. VI Sonderbudget Amt für Statistik 11.724,72 Übertrag nach 2012 für IZ-Ausgleichszahlungen

720.053,99 

                                                   Übersicht über die Projektmittelüberträge

01010/Rf. I U-Amtsbudget Referat I-Projektarbeit

32000/Rf. III Amtsbudget Ordnungsamt

"Projektmittelüberträge"                                                         
Euro

41100/Rf. IV U-Amtsbudget Kulturforum

61000/Rf. V Amtsbudget Stadtplanungsamt
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I. Vorlage 
 
 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 
Stadtrat  öffentlich - 

Beschluss 
 

 
 

Neufassung der Satzung über die Rechtsverhältnisse der Stadtheimatpfleger und der 
Dienstanweisung 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  
Neufassung der Satzung über die Rechtsverhältnisse der Heimatpfleger der Stadt Fürth  
Änderung der Dienstanweisung der Heimatpfleger der Stadt Fürth 
Bisherige Dienstanweisung 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Auf Empfehlung des Ältestenrats beschließt der Stadtrat die Neufassung der Satzung über die 
Rechtsverhältnisse der Heimatpfleger der Stadt Fürth und die Änderung der Dienstanweisung der 
Heimatpfleger der Stadt Fürth entsprechend der Anlagen..  
 

 
Sachverhalt: 
 
In der Geschäftsordnungskommission am 26.05.2011 wurde vorgeschlagen, die Satzung über 
die Rechtsverhältnisse der Stadtheimatpfleger zu „modernisieren“. Ein erster Entwurf wurde 
dem amtierenden Heimatpfleger und dem Bayerischen Landesamt für Heimatpflege zur 
Stellungnahme zugeleitet. Aus deren Anregungen ergaben sich diverse weitere Änderungen 
und Notwendigkeit zu weiterer Stellungnahme. Hieraus erklärt sich auch die lange 
Bearbeitungszeit.  
 
1. Die wesentlichen Änderungen der Satzung sind folgende:  
 
 - Es soll eine Amtsperiode entsprechend der Stadtrats-Legislaturperiode eingeführt werden. 
Diese gewährt, im Gegensatz zu der bisher geltenden jederzeitigen Abberufbarkeit, sowohl der 
Stadt wie den Amtsinhabern Planungssicherheit. (§ 1 Abs. 2).  
 
Nach den Vorgaben der Gemeinsamen Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterreicht und Kultus und des Bayerischen Staatsministeriums des Innern vom 17.2.1981 
(MABL. Nr. 5 S. 97), geändert am 1.8. 1986 (MABl. Nr. 16 S. 348 ff. - KMBl. 1 Nr. 17 S. 334) 
sollen die Regierung, der Bezirksheimatpfleger, das Landesamt und der Landesverein vor 
Bestellung oder Abberufung des Heimatpflegers gehört werden. Hierauf legte der Bayerische 
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Heimatverein für Heimatpflege als Dachverband der Heimatpfleger besonderen Wert. Dem 
wurde durch den neuen Abs. 3 Rechnung getragen.  
 
Folgerichtig müssen die Abberufung oder die Amtsniederlegung „aus wichtigem Grund“ 
während der Amtsperiode geregelt werden (Abs. 4, 5).  
 
 - Auf Anregung des Landesverbands soll die bisherige Einstufung des Rechtsverhältnisses des 
Heimatpflegers zur Stadt als „öffentlich-rechtliches Treueverhältnis“ gestrichen und durch einen 
Hinweis auf die Regelungen der Bayerischen Gemeindeordnung zum Ehrenamt ersetzt werden. 
Der Landesverband hat richtig ausgeführt, dass die Stellung des Heimatpflegers nicht 
„beamtenähnlich“ ist.  
 
 - Auf Anregung des amtierenden Heimatpflegers wurden die Teilnahme an den Sitzungen des 
Bauausschusses und des Baukunstbeirats sowie die Erteilung des Wortes im Einzelfall als 
neue § 2 Abs. 2 Sätze 2 und 3 in den Satzungsentwurf aufgenommen. Ein generelles 
Rederecht ist - insbesondere im Bauausschuss - kommunalrechtlich nicht zulässig.  
 
Der Landesverband legt Wert auf die Protokollierung der Teilnahme und Wortbeiträge des 
Heimatpflegers.  
 
 - Im Übrigen wurde im Zuge der Satzungsänderung die sprachliche Gleichstellung 
vorgenommen („Heimatpfleger/Heimatpflegerin“, „Stellvertretung“). Im Plural wurde in 
Absprache mit GST „Heimatpfleger“ belassen, da dies auch die Wortwahl des Gesetzgebers ist 
(Art. 13 DSchG).  
 
2. Begründung der Änderungen der Dienstanweisung:  
 
 - Nr. 1.1. neue Sätze 2 und 3 sollen auf Anregung des Bayerischen Landesvereins für 
Heimatpflege die gesetzlichen Rechte und Aufgaben der Heimatpfleger darstellen.  
 
 - Nr. 1.2.5. soll auf Anregung des amtierenden Heimatpflegers eine wesentliche im 
Denkmalschutzgesetz verankerte Rechtsposition der Heimatpfleger wiedergeben.  
 
 - Nrn. 1.3.5. und 1.3.6.: Anpassung an die Änderungen der BayBO und des 
Fachplanungsrechts (Einführung der Plangenehmigung z. B. im FStrG oder AEG, Änderung 
des WHG und des Bayerischen Wassergesetzes).  
 
 - Zu Nr. 1.3.7. hat der Heimatpfleger richtig angemerkt, dass die wichtigsten Entscheidungen 
im Vollzug des Denkmalschutzgesetzes in Punkt 1.3.3. aufgeführt sind, 1.3.7. hat demnach nur 
Auffangfunktion.  
 
 - 2.3. (Gebührenfreiheit) wird auf Anregung des amtierenden Heimatpflegers aufgenommen. 
Auf Hinweis des Leiters des Stadtarchivs wird die Gebührenfreiheit aber auf dienstliche Zwecke 
begrenzt. Keine Befreiung besteht für Auslagen, diese sollten vom Aufwendungsersatz erfasst 
sein.  
 
 - 2.4. (Versicherungen) Auf Anregung sowohl des amtierenden Heimatpflegers wie des 
Bayerischen Landesvereins wird der bestehende Versicherungsschutz in der Dienstanweisung 
schriftlich fixiert. 
 
Der  Ältestenrat hat die Neufassung und die Änderungen in seiner Sitzung am 05.11.2012 
befürwortet und entschieden, auf eine weitere Vorberatung in einem Ausschuss zu verzichten.  
 
Finanzierung: 
 
Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein  ja Gesamtkosten       €  nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

Seite 2 von 3 

114/150



Beschlussvorlage 

Seite 3 von 3 

  nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 
wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Rechtsamt 
 
 
Fürth, 08.11.2012 
 
 
 
 
   __________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Rechtsamt 
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Änderung der Dienstanweisung für die Stadtheimatpfleger  
 
 
§ 1 Die Dienstanweisung für die Heimatpfleger der Stadt Fürth vom 13.11.1985 (Amts-
blatt der Stadt Fürth 41. Jg. Nr. 45 vom 13.11.1985) wird wie folgt geändert:  
 
1. Der Nr. 1.1. werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt:  
 
„Die Heimatpfleger haben nach Art. 13 des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes die Aufga-
be, die Denkmalschutzbehörden und das Landesamt für Denkmalpflege in den Fragen der 
Denkmalpflege und des Denkmalschutzes zu beraten und zu unterstützen. Ihnen ist durch 
die Denkmalschutzbehörden in den ihren Aufgabenbereich betreffenden Fällen rechtzeitig 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben.“ 
 
2. Es wird zu den Aufgaben der Heimatpfleger folgende  neue Nr. 1.2.5. eingefügt:  
 
(…. haben die Heimatpfleger insbesondere…)  
1.2.5. die Aufnahme von Baudenkmälern und Bodendenkmälern in die Denkmalliste zu prü-
fen und gegenüber dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege anzuregen (Art. 2 Abs. 1 
Satz 3 BayDSchG).  
 
3. In Nr. 1.3.5. wird „Art. 91 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 der Bayerischen Bauordnung“ geändert in 
„Art. 81 der Bayerischen Bauordnung“.  
 
4. In Nr. 1.3.6. wird nach „Planfeststellungen“ eingefügt „Plangenehmigungen, Erlaubnis- 
oder Gestattungsverfahren“.  
 
5. In Nr. 1.3.7. wird vor „Entscheidungen“ das Wort „sonstige“ eingefügt.  
 
6. Der Nr. 2 werden folgende Nrn. 2.3. und 2.4. angefügt:  
 
„2.3. Die Heimatpfleger sind von Benutzungsgebühren im Stadtarchiv und im Baureferat 
(z.B. historische Bauakten, Kartenwerke der Vermessung) freigestellt, soweit die Benutzung 
im Rahmen des Ehrenamts erfolgt. 
 
2.4. Die Heimatpfleger sind im Rahmen der bestehenden Kommunalen Haftpflichtversiche-
rung haftpflichtversichert. Unfallversicherungsschutz für dienstliche Tätigkeiten besteht im 
Rahmen der gesetzlichen Unfallversicherung für ehrenamtlich Tätige (§ 2 Abs. 1 Nr. 10 des 
Siebten Buches Sozialgesetzbuch - SGB VIII).“   
 
6. In Nr. 4 wird angefügt: „… in der jeweils aktuellen Fassung.“   
 
§ 2 Die Verwaltung wird ermächtigt, die Dienstanweisung mit den Änderungen neu bekannt-
zumachen.  
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Neue Satzung über die Rechtsverhältnisse der Heimatpfleger der Stadt Fürth vom …  

Die Stadt Fürth erlässt aufgrund der Art. 20a und 23 der Gemeindeordnung für den Frei-
staat Bayern i.d.F. d. Bek. v. 22. August 1998 (BayRS 20-1-1-1), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 16.02.2012 (GVBl. S. 30) folgende  
 
Satzung über die Rechtsverhältnisse der Heimatpfleger der Stadt Fürth: 

§ 1 Bestellung 

(1) Die Stadt Fürth bestellt einen Stadtheimatpfleger/eine Stadtheimatpflegerin und eine 
Stellvertretung. Der Heimatpfleger/die Heimatpflegerin und die Stellvertretung sollen Per-
sonen sein, die auf Grund ihrer Heimatverbundenheit, ihrer Orts- und Fachkenntnisse so-
wie ihrer Arbeitskraft für dieses Amt geeignet sind. 

(2) Die Heimatpfleger werden für die Dauer einer Amtsperiode des Stadtrats durch Be-
schluss bestellt. Die Bestellung erfolgt spätestens in der zweiten auf die konstituierende 
Sitzung folgenden ordentlichen Stadtratssitzung. Die Amtsinhaber bleiben bis zur Neu- 
oder Wiederbestellung im Amt.  

(3)  Folgende Stellen sind rechtzeitig vor jeder Neubestellung zu hören und von der er-
folgten Bestellung zu benachrichtigen:  

  a) die Regierung 

  b) der Bezirksheimatpfleger 

  c) das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege 

  d) der Bayerische Landesverein für Heimatpflege.  

(4)  Der Stadtrat kann den Heimatpfleger/die Heimatpflegerin durch Beschluss abberufen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn der 
Heimatpfleger/die Heimatpflegerin 

a) die Pflichten aus dem Ehrenamt gröblich verletzt oder sich als unwürdig erwiesen hat,  

b) die Tätigkeit nicht mehr ordnungsgemäß ausüben kann (Art. 86 Bayer. Verwaltungsver-
fahrensgesetz).  

Der Heimatpfleger/die Heimatpflegerin kann das Amt niederlegen, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt (Art. 19 Abs. 4 Gemeindeordnung).  
 

(5) Der Stadtrat bestellt spätestens in der zweiten auf die Abberufung oder die Amtsnie-
derlegung folgenden Stadtratssitzung einen neuen Heimatpfleger/eine neue Heimatpfle-
gerin. Abs. 3 gilt entsprechend. In Fällen persönlicher Beteiligung gilt Art. 49 Abs. 1 Ge-
meindeordnung entsprechend.  

(6)  Für die Stellvertretung gelten Abs. 4 und 5 entsprechend.  

(7)  Der Heimatpfleger/die Heimatpflegerin und die Stellvertretung erhalten eine Urkunde 
über ihre Bestellung und einen Dienstausweis. Diesen sollen sie bei ihrer amtlichen Tätig-
keit mit sich führen. 
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§ 2 Rechtsstellung 

(1) Der Heimatpfleger/die Heimatpflegerin und die Stellvertretung sind ehrenamtlich tätig 
(Art. 20 a Gemeindeordnung). Sie führen die amtliche Bezeichnung „Stadtheimatpfle-
ger“/“Stadtheimatpflegerin“ bzw. „Stellvertretender Stadtheimatpfleger“/“Stellvertretende 
Stadtheimatpflegerin“. Sie nehmen öffentliche Aufgaben wahr und fungieren als Träger öf-
fentlicher Belange für ihren Aufgabenbereich.  

(2) Die Heimatpfleger erhalten alljährlich Gelegenheit, dem Stadtrat über ihre Tätigkeit 
und ihre Absichten zu berichten und ihm ihre Anliegen vorzutragen. Die Heimatpfleger 
nehmen an den Sitzungen des Bau- und Werkausschusses und des Baukunstbeirats oh-
ne Stimmrecht teil. Über die Erteilung des Wortes entscheidet das jeweilige Gremium 
durch Beschluss. Teilnahme und Wortbeiträge der Heimatpfleger sind im jeweiligen Sit-
zungsprotokoll zu dokumentieren.  

(3) Die Heimatpfleger und die Stellvertretung haben auch nach Beendigung ihrer Amtszeit 
über die ihnen bei ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit 
zu bewahren, soweit sie nicht offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Ge-
heimhaltung bedürfen. 

§ 3 Entschädigung 

(1) Die Stadt Fürth gewährt dem Heimatpfleger/der Heimatpflegerin eine pauschale Auf-
wandsentschädigung in Höhe von monatlich 327,-- Euro. Die Aufwandsentschädigung 
steigt in dem Umfange und zu dem Zeitpunkt wie die Grundgehälter der Beamten bei der 
Stadt Fürth linear erhöht werden (durchschnittliche Erhöhung der Bezüge). Damit ist der 
Zeit-, Arbeits- und Sachaufwand abgegolten. 

(2) Die notwendigen Kosten für Dienstfahrten und Dienstreisen werden auf Anforderung 
entsprechend den einschlägigen Rechtsvorschriften und städtischen Richtlinien erstattet, 
wobei ein prüfbarer Nachweis vorzulegen ist. 

(3) Bei im Laufe eines Monats eintretender oder endender Verhinderung des Stadthei-
matpflegers/der Stadtheimatpflegerin wird die Entschädigung nach Absatz 1 für den gan-
zen Monat gezahlt. 
 
Die Stellvertretung erhält für Vertretungszeiten die anteilige Entschädigung nach jeweili-
ger Anforderung und Abrechnung. Verhinderungs- bzw. Vertretungsfälle sowie deren En-
de sind dem Stadtarchiv umgehend schriftlich anzuzeigen. 

§ 4 Aufgaben 

Den Aufgabenbereich regelt eine vom Stadtrat Fürth erlassene Dienstanweisung. 

§ 5 Inkrafttreten, Außerkrafttreten  

Diese Satzung tritt am auf die Bekanntmachung folgenden Monatsersten in Kraft. 
Zugleich tritt die Satzung über die Rechtsverhältnisse der Heimatpfleger der Stadt Fürth 
vom 13. November 1985 (Amtsblatt Nr. 45 vom 13.11.1985) außer Kraft.   
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I. Vorlage 
 
 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 
Finanz- und Verwaltungsausschuss 21.11.2012 öffentlich - 

Beschluss 
 

Stadtrat 21.11.2012 öffentlich - 
Beschluss 

 

 
 

Erlass einer Satzung zur Änderung der Bestattungs- und Friedhofssatzung 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  
Satzung zur Änderung der Bestattungs- und Friedhofssatzung der Stadt Fürth vom 14. November 
2007 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die „Satzung zur Änderung der Bestattungs- und Friedhofssatzung der Stadt Fürth vom 14. 
November 2007“ wird gemäß der Anlage beschlossen. 
 

 
Sachverhalt: 
 
Anlässlich der letzten Satzungsänderung hat der Finanz- und Verwaltungsausschuss in seiner 
Sitzung am 28.03.2012 beschlossen, dass für den Friedhof Vach die Verlängerungsdauer des 
Grabnutzungsrechts von bislang 15 Jahren (wie bei den anderen städtischen Friedhöfen auch) 
auf 10 Jahre festgesetzt werden soll. 
Die Verlängerung eines Grabnutzungsrechts ist bislang an die gesetzliche Ruhefrist angepasst. 
Unter Ruhefrist versteht man den Zeitraum, innerhalb dem –berechnet ab der letzten 
Bestattung- ein Grab nicht neu belegt werden darf, damit eine ausreichende Verwesung der 
Leiche gewährleistet ist und den Bedürfnissen für eine angemessene Totenehrung Rechnung 
getragen wird. 
Aufgrund der Bodenbeschaffenheit wurde vom Staatlichen Gesundheitsamt Fürth die Ruhefrist 
für den Vacher Friedhof auf 15 Jahre festgesetzt (abweichend von den Friedhöfen Erlanger 
Straße und Stadeln, bei denen die Ruhefrist 10 Jahre beträgt). Diese Ruhefrist ist auch nicht 
abänderbar. 
Es bestehen aber keinerlei rechtliche Bedenken, den Zeitraum für die Verlängerung des 
Grabnutzungsrechts auf dem Vacher Friedhof auch nach Ablauf der 15-jährigen Ruhefrist von 
15 Jahren auf 10 Jahre (wie bei den Friedhöfen Erlanger Straße und Stadeln) zu reduzieren, 
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sofern nicht innerhalb dieses Zeitraums eine neue Bestattung in der Grabstätte erfolgen soll 
(und sich dadurch wieder eine neue Ruhefrist von 15 Jahren ergibt). 
 
Finanzierung: 
 
Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

 X nein  ja Gesamtkosten       €  nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 
wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
Auftrag: Pfleger wurden beteiligt Standesamt    

23.10.2012 

Ergebnis: zuständiger Pfleger wurde informiert Ralf Meyer 23.10.2012 

 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Standesamt 
 
 
Fürth, 26.10.2012 
 
 
 
 
   __________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Standesamt 
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                                                                                                                                    Anlage 
 
 
Satzung zur Änderung der Bestattungs- und Friedhofssatzung der Stadt Fürth vom 14. 
November 2007 
 
 
 
 
 
Die Stadt Fürth erlässt auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs.1 Nr. 1 und 2 der 
Gemeindeordnung folgende Satzung zur Änderung der Bestattungs- und Friedhofssatzung 
vom 14. November 2007 (Amtsblatt Nr. 1 vom 16. Januar 2008), zuletzt geändert durch 
Satzung vom 30. März 2012 (Amtsblatt Nr. 7 vom 11. April 2012): 
 
 
 
 
 
 § 1 
 
§ 27 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
 
Das Grabnutzungsrecht kann jeweils um die Dauer von 10 Jahren verlängert werden. 
 
 
 
 
 
 § 2 
 
Die Satzung tritt am 01. Januar 2013 in Kraft. 
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I. Vorlage 
 
 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 
Finanz- und Verwaltungsausschuss  öffentlich - 

Vorberatung 
 

Stadtrat  öffentlich - 
Beschluss 

 

 
 

Selbstversicherungsfonds 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Finanz- und Organisationsausschuss nimmt die Ausführungen des Rechtsamtes zur 
Kenntnis und empfiehlt, der Stadtrat beschließt die Erhöhung der Anordnungsbefugnis des 
Referenten III für den Selbstversicherungsfonds wie folgt:  
 
Alternativ: 
 - in unbegrenzter Höhe  
 - bis zu einer Summe von 50.000.-- €  
 
 
Sachverhalt: 
 
Die Stadt Fürth unterhält aufgrund des Stadtratsbeschlusses vom 12.04.1923 einen 
Selbstversicherungsfonds. In diesem werden für nahezu alle städtischen Gebäude und das 
städtische Inventar die Wagnisse Diebstahl, Einbruchdiebstahl, Glasschäden, 
Leitungswasserschäden etc. abgedeckt. Externe Versicherungen sind für die vorgenannten 
Risiken nicht abgeschlossen. Für die einzelnen zu versichernden Wagnisse wurden dem Fonds 
in der Vergangenheit bestimmte Promillesätze zugeführt. In den letzten Jahrzehnten wurde 
angesichts der aufgelaufenen Rücklage davon abgesehen.  
Diese beträgt nach Auskunft der Kämmerei derzeit 3.554.859,77 €. 
 
Nach § 7 der Richtlinien für den Selbstversicherungsfonds vom 01.03.1963 ist das 
Versicherungsreferat, also das Referat III, befugt bis zu 5.000 .00 DM zu erstatten; 
darüberliegende Erstattungssummen sind dem Finanz- und Verwaltungsausschuss zur 
Genehmigung vorzulegen.  
 
Angesichts eines aktuellen Schadensfalles (Beschädigung eines Gebäudes auf dem Friedhof 
Burgfarrnbach durch eine aufgefrorene Wasserleitung – Schadenshöhe rd. 22.000.-- €) wird 
vorgeschlagen, die Anweisungsbefugnis den aktuellen Verhältnissen anzupassen. 
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Die Begrenzung der Erstattungsbefugnis durch das Referat III auf 5.000,00 DM = 2.556,46 € ist 
nach nahezu 50 Jahren mit den tatsächlichen Verhältnissen nicht mehr zu vereinbaren. Sie 
steht auch im Widerspruch zu den Befugnissen nach der Dienstanweisung über die 
Anordnungsbefugnis. Danach kann die Referatsleitung Anordnungen in unbegrenzter Höhe für 
ihren Geschäftsbereich treffen. Angesichts dieser Regelung und der Preisentwicklung in den 
vergangenen 50 Jahren erscheint eine Anpassung der Anordnungsbefugnis dringend 
erforderlich. Es wird deshalb vorgeschlagen, dem Referat III eine Anordnungsbefugnis in 
unbegrenzter Höhe, zumindest aber bis zu einer Summe von 50.000.-- € zu geben. 
 
Kämmerei und RpA wurden im Vorfeld beteiligt. Die Kämmerei stimmte uneingeschränkt zu, 
das RpA stimmte einer Erhöhung der Anordnungsbefugnis bis zu 50.000.-- € unter der 
Voraussetzung zu, dass die Änderung vom Stadtrat beschlossen wird. 
 
Daher werden im Beschlussvorschlag die Alternativen „bis 50.000 €“ und „in unbegrenzter 
Höhe“ zur Entscheidung vorgestellt.  
 
Finanzierung: 
 
Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

 x nein  ja Gesamtkosten       € x nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

 x nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 
wenn nein, Deckungsvorschlag: ~~ 

 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Rechtsamt 
 
 
Fürth, 08.11.2012 
 
 
 
 
   __________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Rechtsamt 
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I. Vorlage 
 
 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 
Stadtrat 21.11.2012 öffentlich - 

Beschluss 
 

 
 

Kath. Kindergarten St. Nikolaus, Kolpingstr. 17 -                                               
Kostensteigerung bei der Generalsanierung 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  
Neue Kostenberechnung vom 24.08.2012 des Architekten 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat stimmt der Kostensteigerung unter Zugrundelegung der gesetzlichen Förderung 
nach Art. 27 BayKiBiG zu. Der erhöhte städtische Nettoanteil wird in der MIP berücksichtigt und 
im Haushalt 2013 aufgenommen. 
Einverständniserklärung und Eigenmittelnachweis über den erhöhten Trägeranteil hat zeitnah 
gegenüber der Kämmerei zu erfolgen. 
Die Auszahlung erfolgt vorbehaltlich eines genehmigten Haushalts und verfügbarer 
Haushaltsmittel. 
 
 
 
Sachverhalt: 
 
Der Stadtrat hat am 26.10.2011 der Generalsanierung des kath. Kindergartens St. Nikolaus mit 
der gesetzlichen Förderung nach Art. 27 BayKiBiG zugestimmt. 
 
Aufgrund neuer Anforderungen des Brandschutzes, der neuen EneV und der allgemeinen 
Preissteigerung in der Baubranche ergibt sich eine Kostensteigerung und somit ein neuer 
voraussichtlicher Finanzierungsplan: 
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Bezeichnung Berechnung alt Berechnung 2012 Mehrkosten 

  Kosten 
davon förderf. 

Kosten Kosten 
davon förderf. 

Kosten   
Grundstück 0,00 € 0,00 € 0,00 €     
Herrichten 0,00 € 0,00 € 0,00 €     
Bauwerk 333.567,50 € 333.657,50 € 382.767,50 € 382.767,50 €   
Technische 
Anlagen 115.530,00 € 115.530,00 € 152.820,00 € 152.820,00 €   
Außenanlagen 1) 40.820,00 € 40.820,00 € 40.820,00 € 40.820,00 €   
Ausstattung 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €   
Baunebenkosten 73.487,63 € 53.902,50 € 148.592,50 € 69.168,90 €   
          
Gesamtsumme 563.405,13 € 543.910,00 € 725.000,00 € 645.576,40 € 161.595 €
            
2/3 Anteil der Stadt Fürth 362.606,67 €   430.384,27 €   
Staatlicher Anteil (40%) 145.042,67 €  172.153,71 € 27.111 €
Städtischer Nettoanteil 217.564,00 €  258.230,56 € 40.667 €
Anteil Kirche  200.798,46 €  294.615,73 € 93.817 €
          161.595 €
 
1) Sollten die Außenanlagen nicht förderfähig sein, sind auch diese Kosten  zu 100% vom Träger zu tragen 

 
 
In der MIP 2013 sind derzeit für die Generalsanierung als städt. Nettoanteil 219.000 € einge- 
stellt. Durch die Kostenneuberechnung würde sich der Betrag auf 260.000 € erhöhen. Für die 
Stadt Fürth ergeben sich somit Mehrkosten von rund 41.000 €. Für die kath. Kirche entsteht 
eine Mehrbelastung von rund 94.000 €. 
Die Finanzierung ist aktuell noch nicht gesichert, da sich die Kirchenstiftung bislang außer- 
stande gesehen hat, einen Eigenmittelnachweis über den erhöhten Trägeranteil vorzulegen.  
 
Finanzierung: 
 
Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein x ja Gesamtkosten siehe oben € x nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

 x nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 
wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Jugendamt 
 
 
Fürth, 09.11.2012 
 
 
 
 
   __________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Jugendamt 
Herr Hermann Schnitzer 

Telefon: 
(0911) 974-1510 
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 Beschlussvorlage 

Seite 1 von 2 

I. Vorlage 
 
 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 
Finanz- und Verwaltungsausschuss 21.11.2012 öffentlich - 

Beschluss 
 

 
 

Richtlinien der Stadt Fürth zur Förderung von Investitionen von ambulanten 
Pflegediensten 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  
1 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Richtlinien der Stadt Fürth zur Förderung von Investitionen von ambulanten Pflegediensten 
vom 01.01.1996 werden geändert und mit einem Haushaltsvorbehalt versehen. 
Die Verwaltung wird beauftragt, die ambulanten Pflegedienste von dem Haushaltsvorbehalt zu 
informieren.  
 

 
Sachverhalt: 
 
Im Vermögenshaushalt waren auf der HHSt. 4700.9881.0000 für Investitionskostenzuschüsse 
für ambulante Pflegeeinrichtungen im Jahr 2010  90.000 €, im Jahr 2011 76.500 € und im Jahr 
2012 noch 50.000 € angesetzt. Die Abrechnung der Investitionskostenzuschüsse erfolgt auf der 
Grundlage der Richtlinien der Stadt Fürth zur Förderung von Investitionen von ambulanten 
Pflegediensten vom 01.01.1996. Der Umfang der Förderung beträgt nach 5.3. der Richtlinie bis 
zu 5.000 DM (entspricht 2.556 €) je rechnerischer Vollzeitkraft, die Leistungen der häuslichen 
Pflegehilfe nach dem SGB XI erbringt. Zwar sollte die Förderung nur nach Maßgabe der 
städtischen Haushaltsmittel erfolgen, jedoch waren die Konsequenzen bei Überschreitung der 
Haushaltsansätze nicht festgelegt. Demzufolge wurden den ambulanten Pflegediensten bis 
einschließlich 2012 die tatsächlichen Höchstfördersätze in vollem Umfang gewährt.  
 
Im Jahr 2012 betrug die Gesamtfördersumme (aufgrund von Haushaltsresten aus den Vor-
jahren)  93.116,50 €, so dass unter Einbeziehung eines Haushaltsrestes aus dem Jahr 2011 in 
Höhe von 34.400 € noch 8.800 € an außerplanmäßigen Mitteln beantragt werden mussten, die 
mit der Maßgabe vom Finanreferat genehmigt wurden, dass ab 2013 ff der Förderumfang auf 
die im Haushalt bereitgestellten Mittel zu begrenzen ist.  
 
 
 
 

Ö  11

133/150



Beschlussvorlage 

Seite 2 von 2 

Die Richtlinien sind demzufolge um einen Passus „Haushaltsvorbehalt“ zu ergänzen, der regelt, 
dass bei Überschreitung der im Haushalt zur Verfügung stehenden Mittel eine lineare Kürzung 
aller Investitionspauschalen vorgenommen wird. Im Anschluss sind die Pflegedienste hierüber 
zu informieren. 
 
In Ergänzung wird darauf hingewiesen, dass die ambulanten Pflegedienste ihre gesondert 
berechenbaren Investitionsaufwendungen (nicht bezuschusste Kosten) berechnen und diese 
Aufwendungen ihren Pflegebedürftigen in Rechnung stellen können. Die Kosten für 
Leistungsbezieher der Hilfe zur Pflege nach SGB XII sind dann von den Kommunen zu 
übernehmen. Hierzu  bedarf es jedoch einer Vereinbarung nach § 75 Abs. 3 SGB XII zur 
Übernahme von Investitionsaufwendungen gemäß § 82 Abs. 4 SGB XI mit jedem einzelnen 
Pflegedienst. Für die Pflegedienste ist der Nachweis dieser Kosten durchaus mit einem hohen 
Aufwand verbunden, so dass abzuwarten bleibt, ob die Pflegedienste an die Stadt Fürth 
diesbezüglich herantreten werden.  
 
 
Finanzierung: 
 
Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

 X nein  ja Gesamtkosten       € x nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 
wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Sozialamt 
 
 
Fürth, 07.11.2012 
 
 
 
 
   __________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Sozialamt 
Frau Michaela Vogelreuther 

Telefon: 
(0911) 974-1760 
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Richtlinien der Stadt Fürth zur Förderung von Investitionen von ambulanten 

Pflegediensten 

 

1. Zweck der Förderung 

Die kreisfreien Städte fördern im Rahmen ihrer Hinwirkungsverpflichtung nach Art. 8 Abs. 1 

AGPflegeVG und der Ausführungsverordnung (AV) dazu betriebsnotwendige 

Investitionsaufwendungen bedarfsgerechter ambulanter Einrichtungen. 

2. Gegenstand der Förderung  

2.1. Gegenstand der Förderung sind die in § 82 Abs. 2 Nr. 1 und 3 SGB XI genannten 

Aufwendungen. 

2.2. Förderungsfähig sind die betriebsnotwendigen Investitionsaufwendungen. Die Förderung 

erfolgt mit Pauschalen, die sich aus den förderfähigen Investitionsaufwendungen und der 

Zahl der rechnerischen Vollzeitkräfte pro Kalenderjahr ergeben.  Es werden nur die 

tatsächlich entstandenen, betriebsnotwendigen Investitionsaufwendungen berücksichtigt. 

3. Zuwendungsempfänger  

Zuwendungsempfänger und Antragsberechtigte sind ambulante Pflegeeinrichtungen 

(Pflegedienste) im Sinne des § 71 Abs. 1 SGB XI. 

4. Fördervoraussetzungen 

4.1. Grundvoraussetzung für die Förderung eines Pflegedienstes ist, dass dieser zu den 

bedarfsgerechten Einrichtungen im Sinne des Art. 5 AGPflegeVG zählt. 

 

                 Pflegedienste, die ihren Sitz außerhalb der Stadt Fürth haben und die einen Teilbe- 

                 reich des Stadtgebietes Fürth mitversorgen, werden nur solange gefördert, als für 

diesen Bereich kein bedarfsgerechter Pflegedienst in der Stadt Fürth besteht. 

Sofern sich Pflegedienste auch auf Teile anderer Gebietskörperschaften erstrecken, wird 

entsprechend vorstehender Regelung nur der zum Stadtgebiet gehörige Teilbereich 

gefördert. 

4.2. Die Pflegedienste erbringen Leistungen nach dem SGB XI zur häuslichen Pflege und zur 

hauswirtschaftlichen Versorgung aufgrund eines mit den Pflegekassen abgeschlossenen 

Versorgungsvertrages bzw. aufgrund von Besitzstandswahrung gem. § 73 Abs. 3 SGB XI. 

4.3. Die Leistungen werden - ggf. im Verbund mit anderen - rund um die Uhr erbracht. 

4.4. Die Pflegeeinrichtungen arbeiten nach dem Grundsatz der Vernetzung.  

4.5. Es erfolgt auch eine Unterstützung der Betreuungspersonen Pflegebedürftiger sowie dieser 

selbst durch Beratung und fachliche Hilfe. 

4.6. Die Pflegedienste führen die Pflege mit Fachpersonal und fachgerecht ausgebildetem 

Personal in ausreichender Zahl in Anlehnung an den im stationären Bereich gültigen 

Personalstand durch. Die verantwortliche Pflegekraft des Pflegedienstes übt diese Tätigkeit 

hauptberuflich im Pflegedienst aus. 

4.7. Die angemessene Fort- und Weiterbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter muss 

gewährleistet sein. Die Einführung, Fortbildung und Begleitung ehrenamtlicher 
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Mitarbeiter/innen sowie anderer im SGB XI-Bereich Beschäftigter muss sichergestellt 

werden. 

4.8. Die Erfüllung der o.g. Fördervoraussetzungen ist im Zuge der Antragstellung nachzuweisen.  

Eine Förderung ist ausgeschlossen, wenn der Pflegedienst eine oder mehrere 

Voraussetzungen nicht erfüllt. 

 

5. Art und Umfang der Förderung 

5.1. Art der Förderung  

 

5.2. Die städtische Förderung ist auf die tatsächlich angefallenen Aufwendungen für 

betriebsnotwendige Investitionen begrenzt. Die Förderung erfolgt nach Maßgabe der im 

städtischen Haushalt bereitgestellten Mittel. 

 

5.3. Förderungsfähige Kosten 

 

Zuwendungsfähig sind die in § 82 Abs. 2 Nr. 1 und3 SGB XI genannten Aufwendungen. In den 

Förderbeträgen sind alle förderfähigen Aufwendungen enthalten. 

 

5.4. Umfang der Förderung 

 

Der Zuschuss soll die tatsächlich jeweils im Vorjahr angefallenen, betriebsnotwendigen 

Investitionsaufwendungen i. S. d. § 82 Abs. 2 Nr. 1 SGB XI und die ggf. anfallenden 

Aufwendungen i. S. d. § 82 Abs. 2 Nr. 3 des laufenden Jahres abdecken. Der Zuschuss beträgt 

bis zu 2556,-- € je rechnerischer Vollzeitkraft, die Leistungen der häuslichen Pflegehilfe nach 

dem SGB XI erbringt und bei der Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und 

Wohlfahrtspflege (BGW) gemeldet ist. In der Berechnung der Vollzeitstellen werden alle 

pflegeentgeltlich Beschäftigten, also Voll- und Teilzeitkräfte, sowie Honorarkräfte, 

Zivildienstleistende und geringfügig Beschäftigte berücksichtigt, die Leistungen der 

häuslichen Pflegehilfe erbringen. 

Praktikanten und ehrenamtliche Kräfte bleiben unberücksichtigt. Ebenfalls unberücksichtigt 

bleiben Kräfte, die bereits durch andere staatliche oder kommunale Förderleistungen 

finanziert werden (z. B. nach der offenen Behindertenarbeit). 

Maßgebend ist die Dauer der Beschäftigung während des Kalenderjahres sowie der 

prozentuale Anteil der Leistungen i. S. d SGB XI an der Gesamtarbeitszeit der rechnerischen 

Vollzeitkräfte. Dieser Anteil wird auf  vorläufig 40 % festgelegt. 

 

Bei Einstellung des Betriebes eines Dienstes im laufenden Kalenderjahr ist die 

Förderpauschale nach dem abgelaufenen ganzen Monat anteilig zurückzuzahlen. Der Träger 

hat der Stadt die Betriebseinstellung rechtzeitig mitzuteilen. 
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6. Haushaltsvorbehalt 

 

Die Förderung erfolgt nach Maßgabe der im städtischen Haushalt bereitgestellten Mittel. 

Übersteigen die maximal förderfähigen Festbeträge die im Haushalt zur Verfügung stehenden 

Mittel, wird für das betreffende Jahr eine lineare Kürzung aller Investitionspauschalen 

vorgenommen. D.h. für alle ambulanten Dienste die Investitionsförderung beantragt haben, wird 

der Festbetrag gleichermaßen herabgesetzt. 

 

7. Antragsverfahren  

 

Die Träger der ambulanten Pflegeeinrichtungen reichen die Anträge auf 

Investitionskostenzuschüsse bis zum 01. April jeden Jahres zusammen mit den Unterlagen über 

die im Vorjahr getätigten Investitionen des Vorjahres beim Sozialamt Fürth ein. 

Hierfür sind die dafür vorgesehenen Vordrucke zu verwenden. 

Nicht fristgerecht eingereichte Anträge (Datum des Poststempels) können leider bei der 

Fördermittelvergabe nicht berücksichtigt werden, im Antrag sind die tatsächlich angefallenen 

betriebsnotwendigen Aufwendungen für Investitionen i. S. d. § 82 Abs. 2 Nr. 1 SGB XI des 

Vorjahres und die tatsächlichen betriebsnotwendigen Aufwendungen i. S. d. § 82 Abs. 2 Nr. 3 

SGB XI des laufenden Jahres aufzuführen und nachzuweisen. Darüber hinaus ist eine Auflistung 

des Personalstandes zum Stichtag des 31.12. des Vorjahres zur vorläufigen Ermittlung der Zahl 

der rechnerischen Vollzeitkräfte beizufügen. 

 

8. Bewilligung  

 

Für das laufende Jahr erfolgt eine Abschlagszahlung auf der Berechnungsbasis des am 31.12. des 

Vorjahres vorhandenen Personalstandes und der nachgewiesenen, tatsächlich angefallenen 

betriebsnotwendigen Investitionen des Vorjahres sowie der tatsächlichen betriebsnotwendigen 

Aufwendungen i. S. d. § 82 Abs. 2 Nr. 3 SGB XI des laufenden Jahres. 

Eine endgültige Abrechnung erfolgt in der Mitte des Folgejahres unter Zugrundelegung der 

tatsächlichen nachgewiesenen Jahresbeschäftigten des Vorjahres. 

 

9. Prüfungsverfahren  

 

Die Stadt hat das Recht, die Richtigkeit der Angaben in den Personal- und 

Abrechnungsunterlagen des Dienstes zu überprüfen. Wird die Überprüfung ohne hinreichenden 

Grund verweigert, kann die Stadt den entsprechenden Zuschuss zurückfordern und eine weitere 

Zuschussgewährung verweigern. 

 

10. Inkrafttreten   Diese Richtlinien treten zum 01.01.2013 in Kraft. 
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 Beschlussvorlage 

Seite 1 von 2 

I. Vorlage 
 
 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 
Bau- und Werkausschuss 07.11.2012 öffentlich - 

Vorberatung 
 

Stadtrat 21.11.2012 öffentlich - 
Beschluss 

 

 
 

Umsetzung des Brandschutzkonzeptes in der Grund- und Mittelschule, Schwabacher 
Straße 86/88, 90763 Fürth - Projektgenehmigung 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
GWF/NG -Br 

 
 

Anlagen:  
- 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Von der Ausführung der Verwaltung über die nur teilweise Umsetzung des Brandschutzkonzep-
tes in Höhe von 250.000,00 € wird Kenntnis genommen. 
 
Der Bauausschuss empfiehlt / der Stadtrat erteilt die Projektgenehmigung für den 1. Bauabschnitt 
gemäß Vorlage des Baureferats vom 18.10.2012.  
 

 
Sachverhalt: 
 
Im Haushalt wurden für Brandschutzmaßnahmen insgesamt 750.000,00 € eingestellt und geneh-
migt. 
 
Die Summe teilt sich auf für das HLG 200.000,00 €, für die Berufsschule II 300.000,00 € und für 
die Grund- und Mittelschule Schwabacher Str. 250.000,00 €. 
 
Für die Grund- und Mittelschule Schwabacher Straße musste das bereits bestehende Brand-
schutzkonzept aufgrund von Gesetzesänderungen modifiziert werden. 
Das neue Brandschutzkonzept, Stand 22.09.2012, erfordert gemäß Kostenberechnung vom 
01.10.2012 Umbaumaßnahmen in Höhe von 593.000,00 €. 
 
Für einen 1. Bauabschnitt wird mit den zur Verfügung stehenden Mitteln in Höhe von 
250.000,00 € vorrangig der erste Rettungsweg über neu zu erstellende Treppentürme geschaffen. 
D. h. an der Fassadenseite zum Schulhof werden zwei Stahltreppentürme mit den notwendigen 
Fassadendurchbrüchen errichtet. Rettungswege im Gebäude werden teilweise neu geschaffen 
und mit Brandschutztüren gesichert.  
 

Ö  12
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Finanzierung: 
 
Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein X ja Gesamtkosten 250.000,00 € X nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein X ja Hst. 2151.9400.0000 Budget-Nr.       im  Vwhh X Vmhh 
wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
Auftrag: Pfleger wurden beteiligt Gebäudewirtschaft Fürth    

18.10.2012 

Ergebnis: zuständiger Pfleger wurde informiert Anneliese Hiepel 18.10.2012 

 
Auftrag: Kämmerei wurde beteiligt an Gebäudewirtschaft 

Fürth 
von  

18.10.2012 

Ergebnis:    

 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Gebäudewirtschaft Fürth 
 
 
Fürth, 22.10.2012 
 
 
 
 
   __________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Gebäudewirtschaft Fürth 
Herr Jürgen Brucker 

Telefon: 
(0911) 974-3420 
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 Verfügung zum Antrag 
 
Antragsteller: 
SPD-Stadtratsfraktion 

Antragsnummer: 
AG/111/2012 

Antragsdatum: 
24.10.2012 

Gegenstand des Antrags: 
Antrag der SPD-Stadtratsfraktion vom 24.10.2012 - 
Änderung der Besetzung im Bauausschuss 

Bearbeiter: 
Michaela Zöllner 

 
 

I. Der Antrag wird – gemäß Rücksprache mit dem Oberbürgermeister – in der nächsten Sitzung 

des folgenden Gremiums behandelt: Stadtrat 

 

II. BMPA/SD 

 
1. Fax an Antragsteller/in bzw. antragstellende Fraktion 
2. zur Fertigung eines Abdruckes für alle Fraktionen, 

Einzelstadtratsmitglieder, BMPA, BMPA/StR 
3. als Anlage zur Tagesordnung vormerken 

 

 

Fürth, 26.10.2012 
BMPA/SD 
 
 
 
 
  1095 
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 Beschlussvorlage 

Seite 1 von 2 

I. Vorlage 
 
 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 
Stadtrat 21.11.2012 öffentlich - 

Beschluss 
 

 
 

Antrag der SPD-Stadtratsfraktion vom 24.10.2012 - Änderung der Besetzung des Bau- und 
Werkausschusses und des Baubeirates 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  
Antrag der SPD-Stadtratsfraktion vom 24.10.2012 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Auf Antrag der SPD-Stadtratsfraktion erfolgen Umbesetzungen in den folgenden Gremien: 
 
 
Bau- und Werkausschuss: 
 

Ordentliches Mitglied  -alt-: 1. Vertretung -alt-: 2. Vertretung: 
Angela Amesöder-Schwab Gabriele Chen-Weidmann Prof. Dr. Günter Witzsch 

   
Ordentliches Mitglied -neu-: 1. Vertretung -neu-: 2. Vertretung: 

Gabriele Chen-Weidmann Angela Amesöder-Schwab Prof. Dr. Günter Witzsch 
   

 
 
Baubeirat: 
 

Ordentliches Mitglied -alt-: Vertretung -alt-: 
Angela Amesöder-Schwab Michaela von Wittke 

  
Ordentliches Mitglied -neu-: Vertretung -neu-: 

Gabriele Chen-Weidmann Angela Amesöder-Schwab 
 
 
 
Sachverhalt: 
 
Von der SPD-Stadtratsfraktion wurde mit Schreiben vom 24.10.2012 die Umbesetzung des 
Bau- und Werkausschusses sowie des Baubeirates der Stadt Fürth beantragt. 
 
 

Ö  13.1
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Finanzierung: 
 
Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein  ja Gesamtkosten       €  nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 
wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Bürgermeister- und Presseamt 
 
 
Fürth, 13.11.2012 
 
 
 
 
   __________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Bürgermeister- und Presseamt 
Herr Uwe Bauer 

Telefon: 
(0911) 974-1090 
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 Verfügung zum Antrag 
 
Antragsteller: 
Stadtratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Antragsnummer: 
AG/118/2012 

Antragsdatum: 
05.11.2012 

Gegenstand des Antrags: 
Antrag der Stadtratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen 
vom 05.11.2012 - Unterstützung der Initiative 
"Vermögenssteuer jetzt" 

Bearbeiter: 
Michaela Zöllner 

 
 

I. Der Antrag wird – gemäß Rücksprache mit dem Oberbürgermeister – in der nächsten Sitzung 

des folgenden Gremiums behandelt: Stadtrat 

 

II. BMPA/SD 

 
1. Fax an Antragsteller/in bzw. antragstellende Fraktion 
2. Fax an Rf. II zur Vorbereitung für die Stadtratssitzung 
3. zur Fertigung eines Abdruckes für alle Fraktionen, 

Einzelstadtratsmitglieder, BMPA, BMPA/StR 
4. als Anlage zur Tagesordnung vormerken 

 

 

Fürth, 07.11.2012 
BMPA/SD 
 
 
 
 
  1095 
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Bündnis 90/Die Grünen
Stadtratsfraktion
Mathildenstr. 24, 90762 Fürth

Grüne Fürth, Mathildenstr. 24, 90762 Fürth

Direktorium
Herrn Oberbürgermeister
Dr. Thomas Jung
-     Rathaus    -

90744 Fürth

Brigitte Dittrich
Tel.: 75 41 74
bruldimo@t-online.de

Waltraud Galaske
Tel.: 76 29 74
galaske@gmx.de

Harald Riedel
Tel.: 78 76 333
harald.riedel@gruene-fuerth.de

Dagmar Orwen
Tel.: 92 380 203
dagmar.orwen@web.de

Büro:
Tel.: 0911-74 52 72
Fax.: 03212-1048615
info@gruene-fuerth.de

5. November 2012

Antrag zur Stadtratssitzung am 21. November 2012
Unterstützung der Initiative „Vermögenssteuer jetzt“

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,
zur Stadtratssitzung am 21. November 2012 stellen wir folgenden

Antrag:
Die Stadt Fürth unterstützt die Initiative „Vermögenssteuer jetzt“ zur Wiedereinführung 
der Vermögenssteuer in Deutschland und fordert damit den Bund und die Länder auf,  
alle notwendigen gesetzgeberischen Schritte zur Wiedereinführung der Vermögens-
steuer in die Wege zu leiten.

Begründung:
Seit Jahren befinden sich die Finanzen der Kommunen in Deutschland in einer Schieflage. 
Angesichts  von  Fiskalpakt  und  Schuldenbremse  nimmt  der  Konsolidierungsdruck  auf  die 
Haushalte des Bundes und der Länder weiter zu. Es ist zu befürchten, dass dieser Druck auch 
Auswirkungen auf die Finanzen der Städte und Gemeinden haben wird.
Die Wiedereinführung der Vermögenssteuer wäre ein wichtiger Beitrag zur Stabilisierung der 
Haushalte von Bund, Ländern und Kommunen. Nach Schätzungen könnten bereits bei einem 
moderaten Steuersatz bis zu 20 Milliarden Euro im Jahr eingenommen werden. Dies wären 
dringend  erforderliche  zusätzliche  Mittel,  um  die  zwingend  notwendigen  öffentlichen 
Leistungen in den Städten und Gemeinden zu finanzieren.

Mit freundlichen Grüßen

Brigitte Dittrich
(Fraktionssprecherin)      

Waltraud Galaske
(Stadträtin)                          

Harald Riedel
(Stadtrat) 

Dagmar Orwen
(Stadträtin)                          
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